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Gesetzentwurf Landesregierung
Drittes Gesetz zur Anderung der hessischen Bauordnung
— Drucksache 21/2380

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich danke fir die Moéglichkeit im Namen des BFW Landesverbandes Freier Immobilien-
und Wohnungsunternehmen Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland eine Stellungnahme
zum Entwurf des Dritten Gesetzes zur Anderung der Hessischen Bauordnung abgeben
zu durfen.

Die im BFW bundesweit organisierten mittelstandischen Unternehmen sind fir mehr
als 50 % des Wohnungsneubaus in Deutschland und fiir 30 % des Gewerbeneubaus
verantwortlich. Die im BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland organisierten
Unternehmen sind (iberwiegend als Bautrdager und Projektentwickler im
Wohnungsneubau aktiv.

Der BFW-Landesverband begriiRt die Absicht der Landesregierung mit dem
vorgelegten Gesetzesentwurf den Wohnungsbau in Hessen einfacher, schneller und
kostenglinstiger zu machen.

Solche MaRBnahmen sind dringend erforderlich, da trotz hoher Anspannung in den Bankverbindung:
Wohnungsmarkten die Baugenehmigungszahlen in Hessen schon seit 2022 1aynyssparkasse
kontinuierlich sinken. Im Jahr 2024 wurden in Hessen nur noch knapp 13.800 neue IBAN: DE21 5125 0000 0001 1467 85

. L 0 . . . . . BIC: HELADEF1TSK
Wohnungen genehmigt. Dies sind 27,5 % weniger als im Vorjahr. Vergleicht man die COMMERZBANK AG Mainz

Baugenehmigungszahlen mit dem Jahr 2021, dem letzten Jahr vor dem Zins- und |BAN: DE66 5504 0022 0223 4847 00
Baukostenanstieg, haben sich die Baugenehmigungszahlen in Hessen sogar halbiert.  BIC: COBADEFF550

. T . Steuernummer: GEM 26.9888
Da dringend zusatzlicher neuer Wohnraum zu Entspannung der Wohnungsmarkte ¢, inr: DE301711114

gebraucht wird, unterstiitzt der BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland den vorstand gem. § 26 BGB:
vorgelegten Entwurf als 1. Schritt, um den Wohnungsneubau in Hessen in einem RM';hV?/e' Henninger
a erner
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schwierigen konjunkturellen Umfeld {berhaupt wieder zu wirtschaftlichen
Bedingungen moglich zu machen.

Neben den MalRnahmen in der Kompetenz des Landes sind aber dringend weitere
MaRnahmen auf Bundesebene und auf kommunaler Ebene erforderlich, um schnell
den bendtigten zusatzlichen Wohnraum neu schaffen zu kénnen. Da nur wirtschaftlich
erfolgreiche Wohnungsbauprojekte tatsachlich realisiert werden, ist der Ansatz des
Landes Hessen im Grundsatz richtig, moglichst die in der eigenen Kompetenz liegenden
Kosteneinsparpotenziale zu heben.

Wie auch in der Musterbauordnung betrifft ein GroRteil der vorgeschlagenen
Anderungen Erleichterungen von An- und Umbau im Bestand. Der BFW-
Landesverband begriiRt diese Anderungen ausdriicklich, auch wenn die in unserem
Verband organisierten Unternehmen tberwiegend im Wohnungsneubau tatig sind. Da
gerade in Ballungsgebieten schon viele Aufstockungsmoglichkeiten genutzt wurden,
sollte das Potenzial von An- und Umbauten nicht ({berschatzt werden.
Wohnungsneubau bleibt auch weiterhin unverzichtbar, um splirbare Entspannung auf
den Wohnungsmarkten zu erzielen.

In unserer Stellungnahme werden wir uns deshalb auf die Anderungen konzentrieren,
die fur die im BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland organisierten Unternehmen die
groflRte Bedeutung haben werden.

Im Einzelnen:

—§ 2 Abs. 9 Nummer 3 und Nr. 13

Der BFW-Landesverband begriiRt ausdriicklich, dass GroRgaragen gemall Nr. 13 bis
22 m Hohe und Garagen nach Nummer 3 nicht mehr als Sonderbauten behandelt
werden und damit regelmaRig unter die Baugenehmigungsfreistellung fallen. Eine
Anderung, die zur Beschleunigung und Kosteneinsparung beitragt.

—§8Abs. 2

Der Entwurf geht im Grundsatz in die richtige Richtung. Die Anhebung der
Schwellengrenze fiir die Verpflichtung zur Errichtung von Kinderspielplatzen wird auf
mehr als 12 Wohnungen angehoben. Auch die neu in Nummer 4 aufgenommene
Moglichkeit einer Quartierslosung kann zur Schaffung attraktiverer Spielpldtze im
Quartier fuhren. Bei Quartierslosungen sollten jedoch nicht nur Kinderspielplatze fir
Kleinkinder von bis zu sechs Jahren geschaffen werden, sondern auch
Bewegungsangebote fiir Jugendliche an anderer Stelle mitgedacht werden.

Angeregt wird vom BFW dariber hinaus, grundsatzlich dartiber nachzudenken, ob die
Schaffung von Kinderspielplatzen tatsachlich nur an den Wohnungsneubau gekniipft
werden muss. Denn grundsatzlich handelt es sich bei dieser Aufgabe um eine
MaBnahme der Daseinsvorsorge, unabhdngig vom Wohnungsneubau. Auch im
Wohnungsneubau besteht nur teilweise und im Ubrigen meist zeitlich befristet ein
Bedarf fur Kinderspielplatze.

Familien mit Kindern nutzen auch Bestandsimmobilien. Es ware daher ein besserer
Ansatz, in den Kommunen die Bedarfe fiir Spiel- und Bewegungsflachen fiir Kleinkinder
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und Jugendliche zu erfassen und unabhangig von Neubauaktivitdten in der Kommune
attraktive Spiel- und Bewegungsflachen zu schaffen und zu unterhalten.

Der Wohnungsneubau kdnnte damit von weiteren Kosten entlastet werden und ein
besseres und gerecht finanziertes Angebot an Spielpldtzen in der Kommune geschaffen
werden.

—§42 Abs. 5 Satz 5

Wir unterstiitzen die vorgesehene Regelung, Gebaude, die erst durch Ausbau oder
Aufstockung einer Aufzugspflicht unterfallen wirden, von dieser Verpflichtung
auszunehmen. Eine wichtige Regelung, um den Ausbau und die Aufstockung von
Gebauden wirtschaftlich attraktiv zu machen.

—§51Abs.3

Die Begrenzung der Pflicht zur Schaffung von Abstellraumen auf Gebdude der
Gebaudeklassen 3-5 wird ausdriicklich begriiSt. Wohnungen, die durch Ausbau oder
Aufstockung entstehen, werden zu Recht von den Verpflichtungen nach Abs. 3 Satz 1
und 2 ausgenommen. Die nachtragliche Schaffung von Wohnraum in
Bestandsgebauden bleibt so wirtschaftlich.

-§52

Nach Absatz 1 Satz 2 kann die Erstellung zusatzlicher Stellplatze zu Recht nicht verlangt
werden, wenn Bestandsgebdude zur Schaffung neuen zusatzlichen Wohnraums
ausgebaut, ungenutzt oder aufgestockt werden. Eine nachtragliche Herstellung von
Stellplatzen ist bei Bestandsgebauden in verdichteten Ballungsrdumen regelmaRig
nicht moglich. Die neu geschaffene Regelung ermoglicht — wie gewlinscht — vorrangig
die Schaffung von Wohnraum, auch wenn Stellplatze nicht mehr hergestellt werden
kénnen.

Die ergdanzende Regelung in Abs. 2 Satz 1 Nummer 7 stellt darliber hinaus sicher, dass
die zu leistende Ablosung jedenfalls der Hohe nach begrenzt wird. Auch eine zu
leistende Ablosepflicht flhrt zur Verteuerung der Baukosten, die sich auf die
Quadratmeterpreise der neu geschaffenen Wohnungen niederschlagen wiirde. Ein
richtiger Schritt, um neuen Wohnraum preiswerter herstellen zu kénnen.

Der BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland begriBt auch die Einflihrung des neu
geschaffenen Absatz 1a.

Die Pflicht zur Herstellung von Pkw-Stellplatzen belastet den Wohnungsneubau
finanziell. Gerade in hoch verdichteten Kommunen ist die Zahl der notwendigen
Stellplatze haufig oberirdisch nicht herstellbar, so dass zu Erflllung der
Herstellungspflicht Tiefgaragen errichtet, werden miissen. Gerade in Kommunen mit
guter Anbindung an den offentlichen Personennahverkehr oder nach den
vorgesehenen Nutzergruppen, werden Pkw-Stellplatze nicht mehr wie nach den
Stellplatzsatzungen vorgesehen bendétigt. Die Herstellungspflicht von Tiefgaragen ist
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extrem kostenintensiv. Die Herstellungskosten werden Uber den Quadratmeterpreis
des Wohnraums mitfinanziert.

Wirtschaftlich unsinnig wird es, wenn mit hohem Kapitaleinsatz Stellplatze hergestellt
werden miussen, die dann von den Bewohnern nicht genutzt werden, weil sie schlicht
nicht beno6tigt werden. Leerstehende Stellpldtze sind verschwendetes Kapital, was
gleichzeitig bezahlbares Wohnen verhindert. Denn unabhdngig vom tatsachlichen
Bedarf missen die Herstellungskosten auf die Quadratmeterpreise fir Wohnraum
umgelegt werden.

Der BFW begriiRt daher ausdriicklich, dass der neu geschaffene Absatz 1a nunmehr auf
alle kreisfreien Stadte im Land angewendet werden soll. Weiter wird begrifit, dass in
Satz 3 die Sonderregelung des Absatz 1a auch in gemischt genutzten Gebauden
Anwendung finden kann. Es ist sachgerecht die neu geschaffene Regelung fiir den
Wohnungsanteil auch in gemischt genutzten Gebduden anzuwenden.

Die Stellplatzpflicht fiir Wohngebaude mit bis zu 14 Wohnungen auszunehmen und bei
grofReren Bauvorhaben die Stellplatzpflicht auf 0,5 Stellpldatze zu beschranken ist
richtig. So erhalt neuer Wohnraum tatsachlich Vorrang und scheitert nicht an der
Herstellungspflicht fir Stellplatze.

Kritisch sieht der BFW hingegen die in Satz 4 geregelte Berichtspflicht. Die unteren
Bauaufsichtsbehorden sollen schon bis 31. Dezember 2028 (iber die Erfahrungen aus
der Praxis berichten. Der Zeitraum ist zu kurz bemessen. Bei einer Verabschiedung des
Gesetzentwurfes in der vorgelegten Fassung noch im Jahr 2025, konnen
Neubauvorhaben vermutlich erst im Laufe des Jahres 2027 erstmals auf der
Neuregelung basierend begonnen werden. Bis zum Ende des Berichtszeitraums ist nur
mit wenig realisierten Bauvorhaben zu rechnen. Es sollte daher der Berichtszeitraum
um zwei Jahre verlangert werden, um tatsachlich realisierte Vorhaben bewerten zu
kénnen.

Auch hier ist die Deckelung der Stellplatzablosebetrdgen in Abs. 2 wichtig, um eine
Verteuerung von Wohnraum Uber unerfiillbare Stellplatzpflichten zu verhindern.

In Abs. 2 Nummer 4 sollte zusatzlich aufgenommen werden, dass die Stellplatzpflicht
reduziert werden muss, wenn CarSharing Angebote fiir die Bewohner gemacht
werden.

-§63a

Der genehmigungsfreie Abbruch, der in Satz 1 genannten Gebaude und Anlagen, wird
ausdriicklich begriRt. Es ist ein wichtiger Beitrag zur Entburokratisierung und
Beschleunigung. Auch die Regelung in Satz 2 mit einer bloBen Anzeigepflicht fur Gbrige
Abrissvorhaben wird unterstitzt.

-§64

Der neu geschaffene Absatz 1a erleichtert den Dachgeschossausbau in Bereichen nach
§ 34 BauGB. Der wird ausdriicklich begriiRt. Die Schaffung von Wohnraum erhalt
Vorrang.
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Wie die Begriindung zutreffend ausfiihrt, wird sich der Dachgeschossausbau in diesen
Bereichen regelmalig in die Umgebung einfligen, dass sich die Kubatur des Gebaudes
nicht wesentlich verandert. Der Dachgeschossausbau im unbeplanten Innenbereich
soll damit genehmigungsfrei ermdglicht werden. Dies spart Kosten und Zeit.

Die Regelung in Abs. 6 knlipft an die Fertigstellung des Bauvorhabens an. Wird die
Unwirksamkeit eines Bebauungsplanes festgestellt, so sollte der Vertrauensschutz des
Bauherrn schon auf den Baubeginn vorverlegt werden. Schon mit Baubeginn hat der
Bauherr im Vertrauen auf den Bebauungsplan erhebliche Investitionen getatigt und
Baumalinahmen beauftragt. Der Bauherr ist friiher schitzenswert.

-§64a

Grundsatzlich wird es begriRt, dass auch Wohnungsneubau im unbeplanten
Innenbereich nach § 34 BauGB ermoglicht werden soll.

Anders als bei der bloRen Ausbaumalinahme, kann bei einem Neubau des Einfligens in
die Umgebungsbebauung haufiger zu Diskussionen flihren. Es wird angeregt,
Regelbeispiele einzufiihren, bei denen regelmaRig von einem Einfligen in die
Umgebungsbebauung auszugehen ist.

Wir beflirchten, dass der praktische Wert der Regelung ausgehohlt wird, weil entweder
der Bauherr oder die Bauaufsichtsbehorde die Durchfiihrung eines
Baugenehmigungsverfahrens verlangen. Damit wiirde der praktische Nutzen einer im
Grunde sinnvollen Norm fiir den Wohnungsbau verwassert.

- 8§74 Abs. 7
Der BFW-Landesverband begriRt ausdriicklich die Verlangerung der Giltigkeit von
Baugenehmigungen von drei auf fnf Jahren.

Soweit die Stellungnahme des BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland.
Mit freundlichen GriRen
Gerald Lipka

(Rechtsanwalt)
Geschaftsfuhrer
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Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

sehr geehrte Damen und Herren,

fur die Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme
zu dem
Gesetzentwurf der
Landesregierung zu dem
Dritten Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung
Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung

- Drucks. 21/2380 -

bedanken wir uns.

Telefon 069/729458
Telefax 069/172635
Anschrift Grineburgweg 64, 60322 Frankfurt am Main
info@hausundgrundhessen.de
www.hausundgrundhessen.de
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Die privaten Haus-, Wohnungs- und Grundeigentiimer in Hessen verfiigen Uber rund 2,5
Millionen Wohnungen, also (iber mehr als 85,4 Prozent des gesamten hessischen
Wohnungsbestandes. Sie investieren jahrlich Gber 7,1 Milliarden Euro in ihre hessischen
Immobilien. Unter Bericksichtigung der positiven Beschaftigungseffekte in weiteren Branchen
sichern oder schaffen diese Investitionen jahrlich rund 135.000 Arbeitsplatze in Hessen.

Haus & Grund Hessen ist mit Gber 69.000 Mitgliedern und 78 angeschlossenen Ortsvereinen
der mit Abstand groRte Vertreter der privaten Haus-, Wohnungs- und Grundeigentiimer in
Hessen.

Die Mitglieder in unseren Ortsvereinen sind iiberwiegend unmittelbar von den Anderungen in
der Hessischen Bauordnung betroffen. Dies gilt insbesondere, nachdem mit der vorliegenden
Novelle die Schaffung neuen Wohnraums im Immobilienbestand (Aufstockung und
Dachgeschossausbau) erleichtert werden soll, welcher in Hessen zu 85 Prozent von den, von
unserem Landesverband vertretenen, privaten Immobilieneigentiimern gehalten wird.

Einleitung

Hessen bendtigt moglichst schnell mehr bezahlbaren Wohnraum. Die Nachfrage nach
Wohnungen in sogenannten Schwarmstadten beziehungsweise Schwarmregionen ist derzeit
enorm hoch. In diesen Regionen, wozu Frankfurt, das Rhein-Main-Gebiet, aber auch andere
Stadte und Gemeinden in Hessen gehdren, Gbersteigt die Nachfrage das Angebot. Die Folge
ist die Verknappung von Wohnraum. Verbunden mit den derzeit hohen Kosten fir
Wohnungsneubau sowie Grund und Boden, ergibt sich eine schwierige Situation fiir den
kostengiinstigen Wohnungsbau.

Eine weitere Herausforderung fiir 6ffentliche und private Bauherren besteht darin, iberhaupt
geeignete Flachen zu finden, auf denen gebaut werden kann. Hier bleibt oft nicht mehr, als
die urbanen Rdume zu verdichten, um nicht nur die bestehende Infrastruktur wirtschaftlich zu
nutzen, sondern auch neue Grof3siedlungen mit all ihren Problemen in Zukunft zu vermeiden.

Zuletzt ist auch die Fiille an Bauvorschriften und DIN-Normen dafiir verantwortlich, dass die
Prifungen im Baugenehmigungsverfahren immer ausfihrlicher ausfallen missen und sich
hierdurch die Verfahren in die Lange ziehen. Daher sind grundsatzlich samtliche MaBnahmen
begriRenswert, die Abkilrzungen der Verfahren erméglichen ohne nennenswerte Nachteile
fur die fertiggestellten Gebdude in Kauf nehmen zu missen.



Nach der Wohnungsbedarfsprognose fir die hessischen Landkreise und kreisfreien Stadte des
Instituts Wohnen und Umwelt (IWU) aus Darmstadt aus dem Jahr 2020 ist zum Erreichen der
Versorgungsziele auf dem Wohnungsmarkt bis zum Jahr 2040 landesweit ein mittlerer
Reinzugang von ca. 16.000 Wohnungen pro Jahr erforderlich. 80 % auf den Regierungsbezirk
Darmstadt, der Rest zu etwa gleichen Anteilen auf die Regierungsbezirke GieRen und Kassel.
Unter Berucksichtigung von typischen Bauabgangszahlen entspricht dies einer
Baufertigstellungstatigkeit in der Gr6Renordnung von ca. 21.000 Wohnungen im Jahr.

Offenkundig liegen die Baufertigstellungen weit unter diesen Anforderungen zurtck. Wir sind
mit den Baugenehmigungen und den Fertigstellungen auf einem Zehnjahrestiefpunkt. Denn
tatsachlich sinken die Baugenehmigungszahlen schon seit Beginn des Ukraine-Krieges im
Februar 2022 auch in Hessen kontinuierlich. Es ist gleichgiiltig, ob die Zahl der fertiggestellten
Wohnungen betrachten werden — diese ist dramatisch zuriickgegangen, namlich um 21 % im
Vergleich zu 2020 oder die Genehmigungszahlen flir neue Wohnungen, welche innerhalb
eines Jahres um 29 % in Frankfurt und 27,5 % landesweit eingebrochen sind.

Der Zeitpunkt fiir ein friihes Gegensteuern wurde schon von der Vorgangerregierung verpasst.

Ursache sind die gestiegenen Baukosten in und nach der Corona-Zeit, dies in Verbindung mit
Lieferkettenproblematiken. Es sind die gestiegenen Zinsen, es sind aber natlrlich auch
regulatorische MalBnahmen, weshalb sich die Investoren im Wohnungsbau zuriickhalten.
Natdrlich sind es auch die hohen Aufwendungen fiir energieintensive MalBnahmen, sodass,
insgesamt gesehen, am Ende ein massiver Riickgang der Zahl der Fertigstellungen von
Wohnungen eingetreten ist. Das hat Folgen fiir den Wohnungsmarkt, fir die Hohe der Mieten,
fir die Baupreise und damit auch fiir die Zahl der Baufertigstellungen.

Wohnungsbedarf besteht hierbei ausdriicklich bei allen benétigten Wohnungen und nicht nur
beim sozialen Wohnungsbau. Es fihrt kein Weg daran vorbei, dass der groRte Teil des
vorhandenen Bedarfs durch frei finanzierten Wohnungsbau gedeckt werden muss.

Dies betrifft nicht nur den Neu-, sondern vor allem den Ausbau von Bestandsgebauden. Solche
bieten den Vorteil der schnellen Wohnraumgenerierung ohne zusatzliche Bauland-
ausweisung. Hier gilt es Vorgaben, die das Bauen verteuern, auf den Prifstand zu stellen und
birokratische Hiirden abzubauen.

Eine an diesen Bedarf angepasste Hessische Bauordnung kénnte ihren Beitrag dazu leisten,
die Anforderungen der Wohnungsbedarfsprognose zu erreichen.



Gesamtbeurteilung

Wir begriien den vorliegenden Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Bauordnung
als wesentlichen Schritt in die richtige Richtung. Dies ausdriicklich sowohl hinsichtlich der
vorgenommenen inhaltlichen Anderungen, als auch der Vorgehensweise zur Ermittlung des
Anderungsbedarfs durch die Einbeziehung von Praktikern.

Verfahren zur Novellierung

Die Expertise der Kommission ,Innovation im Bau“ ist ein wichtiger und richtiger Schritt, denn
bei allen vorherigen Novellen der Hessischen Bauordnung hat es offensichtlich an praktischem
Input gefehlt, welcher allerdings unabdingbar ist, um das Ziel zu erreichen, zligig mehr
Wohnraum in nachgefragten Lagen entstehen zu lassen. Nur die Praktiker verfiigen tber das
Wissen, an welchen Stellen die Hessische Bauordnung unndétige und teils burokratische
Hlrden setzt und in welchen Bereichen Optimierungsmaoglichkeiten bestehen. Auf dieses
Wissen in der Vergangenheit verzichtet zu haben und die Anderungen ausschlieRlich von
politischer Vorgabe ausgehen zu lassen, war fahrldssig. Insofern ist es auch nicht
verwunderlich gewesen, dass keine der Novellen der Hessischen Bauordnung seit dem Jahre
2010 als ,,groBer Wurf” bezeichnet werden kann. Die Kommission hat nunmehr viele wichtige
und richtige Vorschlage eingebracht, deren Umsetzung sicherlich zu einer Generierung von
mehr dringend bendtigtem Wohnraum fihren werden.

Langjahrige Forderungen unseres Landesverbandes werden mit der Novelle umgesetzt

Inhaltlich begriiRen wir bei vorliegendem Gesetzentwurf ausdriicklich, dass die langjahrigen

Forderungen unseres Landesverbandes zur Generierung zusatzlichen Wohnraums durch

Verbesserungen der Innenverdichtung nunmehr endlich umgesetzt werden.

Unsere Mitglieder, die privaten Immobilieneigentiimer, halten lber 85 Prozent des hessischen

Wohnraumbestandes. Insofern sind unsere Interessen unmittelbar und schwerpunktmaRig

betroffen, wenn Erleichterungen etwa im Bereich der Aufstockung von Bestandsgebduden
oder Dachgeschossausbauten erfolgen.

Es ist seit langem bekannt, dass die Ausweisung neuer Flachen immer schwieriger wird.
Gerade deshalb kommt dem Bauen im Bestand eine hohe Bedeutung zu. Umbauten,
Ausbauten, Dachgeschossausbauten, all das hat in der Vergangenheit zusatzliche MaBnahmen
im Bestand erfordert, etwa zusatzliche Ausweisungen von Stellpldtzen, was oftmals schwierig
war. Die Erleichterungen dieser Novelle werden einen Beitrag dazu leisten, dass wir



insbesondere in den Stadten eine Beschleunigung bei den Ausbauten, Umbauten und
Aufstockungen erfahren werden.

Unser Landesverband hatte gerade deshalb bereits im Jahre 2019 gemeinsam mit der TU
Darmstadt das erhebliche Wohnraumpotenzial fiir das Rhein-Main-Gebiet ermittelt, welches
alleine durch Aufstockungsmalinahmen gehoben werden kdnnte. Die zugrundeliegende
Studie wurde dem damaligen Wohnungsbauminister durch uns persénlich offengelegt, da wir
der Meinung waren und sind, dass wir es uns nicht leisten kénnen, auf die Hebung dieses
zusatzlichen Wohnraumpotenzials zu verzichten. Die Studie wurde in den Jahren 2021 und
2023 fortgefiihrt und ebenso unsererseits den politischen Entscheidungstragern zur
Verfligung gestellt.

Nach dem letztgenanntem Erhebungsstand konnten durch Aufstockung von Gebauden allein
im Rhein-Main-Gebiet 250.000 neue Wohnungen entstehen - ohne jeglichen

Flachenverbrauch und teure ErschlieBungsarbeiten. Mit dem aktuellen Potenzial setzt sich die
Entwicklung seit 2019 fort —von damals 216.000 moglichen Wohnungen tber 240.000 im Jahr
2021 bis zum Jahre 2023. Die Zahl wird immer groRer — und gleichermaRen steigt die
Diskrepanz zwischen dem Wohnraumangebot und der stetig wachsenden Nachfrage. Neues
Bauland zu erschlieBen, ist nur begrenzt moéglich. Vor diesem Hintergrund war und ist es nicht
nachvollziehbar, dass das Land Hessen den praktikablen Weg aus der Wohnraum-Misere
bislang meidete, den uns Aufstockung seit Langem bietet.

Es ist grundsatzlich positiv zu werten, dass nunmehr das brachliegende Potenzial fiir neuen
Wohnraum verstarkt nutzbar gemacht werden soll. Fir private Bauwillige stellt sowohl die
Aufstockung als auch der Dachgeschossausbau eine attraktive Alternative dar: Sie erfordert
weniger Baumaterial, das derzeit knapp und teuer ist, und senkt zudem den Energiebedarf des
darunter liegenden Gebaudes.

Im Einzelnen:

Zu Ziffer 5 - § 8 Abs. 2 HBO

Der Entfall der Verpflichtung zur Errichtung eines Kinderspielplatzes in § 8 insbesondere bei
Dachgeschossausbauten und Aufstockungen wird begrifft und fiahrt zu Kosten-
erleichterungen bei den Bauherren bei derartigen MaBnahmen zur Wohnraumgenerierung.
Streng genommen handelt es sich bei der Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit
Spielpldatzen ohnehin um eine Aufgabe der 6ffentlichen Daseinsvorsorge, die in der gesamten
Kommune zu erfiillen ist. Warum hiermit allein der Wohnungsbau finanziell belastet wurde,



ist nicht nachvollziehbar. Darliber hinaus ist absehbar, dass die in Erflllung einer allgemeinen
Verpflichtung hergestellten Spielpldtze haufig von den Zielgruppen nicht angenommen
wurden. Damit wurden Kosten aufgewendet, ohne dass das Ziel, fiir Kinder und Jugendliche
Bewegungsraume zu schaffen, erfiillt wurde. Es ist auch nachvollziehbar, dass bei Fehlen der
Errichtung entsprechender Kinderspielplatze durch private Bautrager die Kommunen hier bei
der Errichtung 6ffentlicher Spielplatze mehr in die Pflicht genommen werden. Hierbei handelt
es sich um eine Verlagerung der Verantwortung auf die kommunale Seite, die letztendlich
auch den Steuerzahler trifft.

Zu Ziff.9-§ 42 Abs.5S.5

Der Entfall einer Aufzugspflicht fiir den Fall des nachtraglichen Ausbaus des Dachgeschosses
oder der Aufstockung wird aus den genannten Griinden ebenso begriif3t.

Zu Ziff. 10 - § 50 Abs. 1

Die Absenkung der lichten Raumhdhe bei Aufstockung oder Dachausbau auf 2.10 m ist zu
begrifRen. Dies hat zur Folge, dass praktisch eine groRere Anzahl an Dachgeschossen fiir einen
Ausbau zur Verfiigung stehen werden. Fir AufstockungsmaBnahmen besteht ein groRerer
bauplanerischer Spielraum zur Schaffung neuen Wohnraums.

Zu Ziffer 12 - § 52 HBO

Der Entfall der Verpflichtung zur Schaffung von Stellplatzen bei Dach- und
Kellergeschossausbauten, Aufstockungen, Umnutzungen und Teilung von Wohnungen zwecks
Generierung neuen Wohnraums wird hiermit ausdricklich begrif3t.

Hiermit wird eine wesentliche kostentreibende Hiirde, insbesondere fiir private
Immobilieneigentiimer, behoben, welche regelmaRig zur Zuriickhaltung bei den auch politisch
gewiinschten Vorhaben zur Generierung neuen Wohnraums im Immobilienbestand gefiihrt
hat. Dies gilt gerade auch, da neue Stellpldtze besonders in den Stadten angesichts eines
attraktiven Alternativangebots (U-Bahn, Stralenbahn, E-Roller, Fahrrad) immer weniger
nachgefragt werden.

Ebenso und aus gleichem Grunde ist die Neureglung des neuen & 52 | a begriiRen, nach
welcher ein Entfall bzw. eine Beschriankung der Stellplatzschaffung fir Neubauten fir
kreisfreie Stadte normiert werden soll.



Zu Ziffer 17 - § 63a HBO

Positiv zu werten ist die beabsichtigte Regelung, dass nun auch die vollstéandige oder teilweise
Beseitigung von freistehenden Gebauden der Gebdudeklassen 1-3 sowie sonstigen Anlagen,
die keine Gebaude sind, mit einer Hohe bis zu 10 m keiner Baugenehmigung mehr bedarf.
Dies fuhrt zwangslaufig zu einer Beschleunigung und einem relevanten Kostenersparnis bei
betreffenden Abbruch- bzw. Beseitigungsvorhaben.

Zu Ziffer 18 - § 64 HBO

Nach der bisherigen Rechtslage ist der Ausbau von Dachgeschossen fiir Wohnzwecke nach §
63 i.V.m. Nr. Il.1. der Anlage zur HBO nur dann genehmigungsfrei, wenn damit keine
Nutzungsanderung einhergeht und weder die tragende Konstruktion noch die duBere Gestalt
geandert wird. Mit der Neufassung von § 64 Absatz 1la HBO wird die
Genehmigungsfreistellung bei der Nutzungsanderung von Dachgeschossen zu Wohnzwecken
geregelt. Der Dachgeschossausbau hat regelmdfig keine Auswirkungen auf das
Tatbestandsmerkmal des ,Einfligens” hinsichtlich des MaRes der baulichen Nutzung, da sich
die Gebaudehille nicht verandert. Daher besteht auch kein Risiko der Beeintrachtigung
stadtebaulicher Anforderungen. Insofern ist es stringent, Vorhaben des Dachgeschossausbaus
baugenehmigungsfrei zu stellen. Eine Entbirokratisierung in diesem Bereich ist auch deshalb
positiv zu werten, weil diese oftmals zu einem Unterlassen von derartigen Vorhaben fihren,
obwohl diese gerade nicht nur politisch gewtinscht sind.

Zu Ziff. 18 c) § 64 Abs. 3S. 7

Die Erweiterung der Giltigkeit einer Baugenehmigung auf finf Jahre ist mit Blick auf die
aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ausdriicklich zu begriiRen. Sie dient dariiber
hinaus dem Ziel, Bautiberhange zu aktivieren und doch noch eine Realisierung zuzufiihren.

Ziff. 24-§ 70

Leider keine Anderungen gab es hinsichtlich der Fristen fiir die Bearbeitung einer
Baugenehmigung. Es ist zwar, so das Gesetz, nach drei Monaten durch die Baubehoérde zu
entscheiden, diese Frist kann aber, was regelmaBig der Fall ist, verlangert werden. In den
Niederlanden beispielsweise gilt ein Bauantrag nach einer gewissen Zeit als genehmigt, auch
wenn Uber ihn tatsachlich nicht entschieden wurde (Genehmigungsfiktion). Dies wiirde auch
in Deutschland den Verfahrensgang beschleunigen, auch weil die Baubehorden zu einer
schnelleren Arbeitsweise gezwungen waren. Allerdings wurde im Nachbarland auch die Zahl
der Bauvorschriften massiv gesenkt, um diese Vorgehensweise moglich zu machen.



Gleichwohl ist die Einfliihrung einer Priiffrist der Bauaufsichtsbehérde von einem Monat als
Schritt in dir richtige Richtung zur Beschleunigung des Baugenehmigungsverfahrens positiv zu
werten.

Grundsatzlich tragt unser Landesverband seit Jahren vor, dass das Verfahren bis zur Erteilung
einer Baugenehmigung zu birokratisch und langwierig ist und deshalb im Ergebnis eine
abschreckende Wirkung, insbesondere auf private Bauherren, ausiibt. Eine Entschlackung der
Bauordnung, Verkiirzung der Fristen und die Schaffung einer Anlaufstelle zur Beratung
privater Bauherren bei genehmigungspflichtigen Bauvorhaben, welche mit einer Aufstockung
des Personals bei den Baubehdrden einhergehen muss, ist aus unserer Sicht geboten.

Barrierefreies Bauen

Auf Grund der demographischen Entwicklung in Deutschland, dem Anstieg der Zahl der
Senioren ist es aus unserer Sicht notwendig sich im Rahmen der Novellierung intensiver mit
dem Thema ,,Wohnen im Alter” zu befassen. Hierzu zahlt insbesondere die Barrierefreiheit.

Der Anteil altersgerechter Wohnungen liegt aktuell mit 700.000 bei unter 2 Prozent des
bundesdeutschen Gesamtwohnungsbestandes. Schon heute ist nach Erhebungen des
Statistischen Bundesamtes aber jeder flinfte Bundesbirger alter als 65 Jahre, 2030 soll es
bereits ein Drittel sein. Angesichts dieser Zahlen ist es unserer Ansicht nach nétig, dieses
Thema viel starker in den Fokus zu riicken, sowohl was die fehlende Bedarfsdeckung an
altersgerechtem Wohnraum angeht, als auch die Herausforderungen fir die dlter werdende
Bevolkerungsgruppe selbst.

Wir bitten unsere Anregungen bei den Beratungen zu berticksichtigen.

Mit freundlichen GriiRen

Christian Streim Younes Frank Ehrhardt
Vorsitzender Geschaftsfuhrer
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Drittes Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung —
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Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns fir die Gelegenheit zur Stellungnahme zu o.g.

Gesetzentwurf, von der wir gerne Gebrauch machen.

I. Allgemein
Zunachst mochten wir darauf hinweisen, dass sich der Umgang

mit der kommunalen Familie im Rahmen des gesamten bisherigen
Gesetzgebungsverfahrens als wenig erfreulich bezeichnen Iasst.
Obwohl die Kommunen bei der Umsetzung der bauordnungs-
rechtlichen Regelungen eine zentrale Rolle einnehmen, wurde
unsere Beteiligung in den letzten Monaten leider auf ein Minimum
reduziert. Es entstand geradezu der Eindruck, dass hier ein syste-
matischer Ausschluss der Stadte, Gemeinden, unteren Bauauf-
sichten und der kommunalen Spitzenverbande seitens des hessi-

schen Wirtschaftsministeriums vorgenommen wurde.
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2.

Das Resultat dieser Versaumnisse zeigt sich leider sehr deutlich in dem Gesetzentwurf
der Landesregierung, der an verschiedenen Stellen massiv in die verfassungsrechtlich
verankerte Selbstverwaltungsgarantie (vor allem in der Auspragung der Planungs- und
Satzungshoheit) zugunsten der Schaffung zahlreicher neuer Entscheidungsspielraume der
Bauherrschaft eingreift und zudem insgesamt aufgrund grundlegender struktureller
Schwachen weder zu einer nachhaltigen Beschleunigung noch zu einer echten Entblro-
kratisierung beitragen wird.

Das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel der Beschleunigung der Schaffung dringend be-
nétigten Wohnraums, das wir selbstverstandlich teilen, bedarf statt isolierter, punktueller
und einseitig interessengeleiteter Anderungen vielmehr praktikabler Lésungen im Gesamt-
kontext und mit Weitsicht unter Einbindung samtlicher Beteiligter, wozu in erster Linie auch
die Kommunen gehoren.

Leider folgen die geplanten Gesetzesanderungen allerdings in gro3en Teilen keinem
nachhaltigen, ausgewogenen Ansatz, sondern wirken aus unserer Sicht Uberstirzt und in

Teilen unausgereift.

Zu befiirchtende Folgen der geplanten Anderungen werden statt der intendierten Deregu-
lierung und Beschleunigung vielmehr vor allem auch zusatzliche Rechtsunsicherheiten,
ungeordnete stadtebauliche Zustande und bodenrechtliche Spannungen mit den damit
einhergehenden juristische Auseinandersetzungen sein.

Dies wurde die Bautatigkeit erneut verzdogern und insbesondere den Gerichten und auch
den Bauaufsichtsbehorden vor Ort einen erheblichen Mehraufwand verursachen, da die
Problematik nicht geldst, sondern letztlich in den repressiven Bereich verlagert wird.
Zudem werden Zustande eintreten, die an einigen Stellen langfristig nicht mehr reversibel
sind. Wir méchten in diesem Zusammenhang ganz besonders die geplanten Anderungen

in § 52 und den neuen § 64a hervorheben, von denen wir ausdrtcklich bitten, abzusehen.

Die Situation stellt sich in der Praxis momentan so dar, dass die Stadte seit geraumer Zeit
erleben, dass die Bauvorlagen der fir die oftmals unkundigen Bauherrschaften Tatigen
immer schlechter werden. Der Prufaufwand steigt somit schon jetzt.

Wir haben in diesem Zusammenhang von einem Beispiel aus der Praxis erfahren, wonach
sich dort geschatzt deutlich mehr als die Halfte der nach § 34 eingereichten Bauvorhaben
ohne Vorabstimmung nicht in die Eigenart der ndheren Umgebung einflugen. Zudem

wurde uns von dort berichtet, dass teilweise selbst bei Bauvorhaben im Bereich von
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Bebauungsplanen bis zu funf Mal angepasste Unterlagen vorgelegt werden mussen, bis
diese zustimmungsfahig sind.

Es sollte sich also dringend mit der Frage beschaftigt werden, wie die Qualitat von Bau-
vorlagen gesichert werden kann.

Die Annahme, dass durch eine Aufweichung der Genehmigungspflichten und Verlagerung
der Beurteilungspflichten im Baurecht auf die Bauherrschaft das Bauen beschleunigt und
die Kosten gesenkt werden kdonnten, kann nach den Erfahrungen aus der Praxis also nicht
bestatigt werden. Schon heute vorhandene Schwierigkeiten im Vollzug des Baurechts wer-
den vielmehr in erheblichem Malle zunehmen und Probleme in den repressiven Bereich

verlagert mit samtlichen unangenehmen Folgen fiir alle Beteiligten.

Auch moéchten wir ausdricklich auf den Grundsatz der Konnexitat hingewiesen, der aus

unserer Sicht mindestens an zwei Stellen betroffen ist (§ 8 und § 52).

Zu einem weiteren wichtigen Thema, das zwar nicht Gegenstand des vorliegenden Ge-
setzentwurfs ist, das nach unserem Vernehmen aber flir das Baupaket Il im Gesprach ist,
mdchten wir Stellung beziehen: Wir sprechen uns eindeutig gegen etwaige Planungen, die
Rechtsgrundlage fur Gestaltungssatzungen aus der Hessischen Bauordnung zu streichen

oder einzuschranken, aus.

Dies vorangestellt, gehen wir im Folgenden naher auf einzelne Vorschriften ein:

Il. Im Einzelnen:

Zu § 2 Abs. 9 (Ziff. 2)

Eine Untere Bauaufsichtsbehdrde teilt zu Nr. 3 mit, dass mehrgeschossige und gewerb-

liche (Tief-)Garagen aus sicherheitsrelevanten Griinden unbedingt Sonderbauten bleiben

sollten; eingeschossige Garagen unter Wohngebauden kdnnten entfallen.

Bzgl. Nr. 5a wurden vereinzelt Unsicherheiten hinsichtlich des Begriffs ,Raum*“ gedulYert.

Es fehlt hier eine Definition.

Eine Untere Bauaufsichtsbehorde schlagt zu Nr. 5 b vor: ,Hier wiirden wir eine Erh6hung
von 3000 auf 5000 m? vorschlagen, und nicht mit Personenzahlen arbeiten. Das ist un-
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moglich, im Vollzug zu Gberwachen, zumal auch kein Bogen zur Versammlungsstétte ge-

schlagen werden kann, sondern mit 100 eine andere Messgrol3e genannt ist.“

Zu § 6 (Ziff. 3)

Die aktuelle Regelung mit einer Mindestabstandsflache von 3 m hat sich aus unserer Sicht

bewahrt und sollte beibehalten werden. Eine Verringerung auf einen Mindestabstand von
2,50 m wirde zu einem Anstieg nachbarschaftlicher Konflikte fuhren. Auch die Thematik
des Brandschutzes wurde hier Probleme aufwerfen; hier wird insbesondere auf die Rege-
lung des § 33 HBO hingewiesen.

Auch wurde mit der neuen Regelung die nachtragliche Errichtung von Einzelgaragen an
der Grenze unmdglich. Wenn dann Grundstlcke auch noch beidseitig mit einem verringer-
ten Grenzabstand voll ausgenutzt werden, ist die Stellplatzthematik kaum losbar. Dies wird
insbesondere in Kombination mit der angedachten Regelungsanderung zu den Stell-

platzen (§ 52) besonders kritisch gesehen.

Zu § 7 (Ziff. 4)

Die Aufnahme des Bauplanungsrechts als Prufungsgegenstand im Rahmen der Teilungs-

genehmigung begrifRen wir ausdricklich.
Eine Mitgliedstadt regt an, fir das vorgesehene Negativzeugnis durch die Bauaufsicht ggf.

einen Vordruck im Bauvorlagenerlass vorzusehen.

Zu § 8 Abs. 2 (Ziff. 5)

Die aktuelle Regelung zur Errichtungs- und Unterhaltungspflicht von Kinderspielplatzen fir

Kleinkinder bis sechs Jahren bei Wohngebauden mit mehr als drei Wohnungen ist aus un-
serer Sicht enorm wichtig zur Sicherung sozialer Mindeststandards und sollte daher unbe-
dingt beibehalten werden.

Die Regelung soll gewahrleisten, dass auch Kinder aus Mehrfamilienhausern, die im
Gegensatz zu Kindern aus Einfamilienhdusern keinen eigenen Garten zur Verfugung ha-
ben, in unmittelbarer Nahe gut und sicher erreichbar spielen kénnen. Gerade fir Kleinkin-
der ist dies besonders wichtig. Unstrittig durfte sein, dass Bewegung fur die Entwicklung
der Kinder essentiell ist. Hierfur bedarf es der entsprechenden Bewegungsflachen.
Kinderspielplatze tragen zudem als wichtiger sozialer Treffpunkt zur Entwicklung eines
lebendigen Quartiers bei.

Tritt die Pflicht des Bautragers erst bei mehr als zwolf Wohnungen ein, bedeutet dies in

der Praxis in groRem Umfang eine Verlagerung der Verantwortung auf die Kommunen.
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Dies wird Auswirkungen auf die Flachen und den kommunalen Haushalt haben und im
Endeffekt auch die Blrger/innen als Steuerzahler treffen.

Wir mdchten an dieser Stelle ausdricklich auf den Konnexitatsgrundsatz hinweisen.

Der Hinweis in der Gesetzesbegriindung, Regelungen zu Kinderspielplatzen in Bebau-
ungsplane aufzunehmen, ist aus unserer Sicht nicht geeignet, diese Problematik zu l6sen.
Erstens werden viele Wohnbauvorhaben im unbeplanten Innenbereich oder in Bereichen
bereits vorhandener Bebauungsplane vorgenommen und zweitens sehen wir eine baupla-
nungsrechtliche Steuerungsmaoglichkeit fur die Errichtung von Kinderspielplatzen auf pri-
vaten Baugrundstiicken Uber Festsetzungen in einem Angebotsbebauungsplan allenfalls
eingeschrankt. Zwar kdnnen entsprechende Flachen festgesetzt werden, aber eine un-

mittelbare Herstellungspflicht in dem Sinne entsteht damit nicht.

Zu § 52 (Ziff. 12)

Die vorgesehene Regelung in Abs. 1a, wonach bis Ende 2030 in den kreisfreien Stadten

bei der Errichtung von Wohngebduden mit bis zu 14 Wohnungen keine Stellplatze und bei
der Errichtung von Wohngebauden mit mehr als 14 Wohnungen nicht mehr als 0,5 Stell-
platze je Wohnung gefordert werden durfen, lehnen wir ab.

Hiermit wirde die Entscheidung, ob und wie viele Stellplatze hergestellt werden, allein
bzw. ganz Giberwiegend der Bauherrschaft Uberlassen. Die Stadte waren einer wichtigen
Steuerungsmoglichkeit im Hinblick auf die Lenkung des Verkehrs vor Ort weitestgehend
beraubt und mussten sich darauf beschranken, auf die hieraus resultierenden Folgen zu
reagieren, soweit Uberhaupt moglich. Im Ergebnis wird es zu einem deutlichen Anstieg des
Parkdrucks im 6ffentlichen Raum und einer damit einhergehenden Uberlastung desselben
kommen, die auch zu Einschrankungen und Gefahrdungen von Verkehrsteilnehmer/innen
fuhren und die Aufenthaltsqualitat stark beeintrachtigen wird. Die Kommunen werden ei-
nem erheblichen Druck unterliegen, mehr 6ffentliche Parkplatze zu schaffen, was schon
allein aus Platzgriinden in der Regel kaum machbar sein wird und im Ubrigen auch auf
Kosten der Allgemeinheit ginge. Dies alles ware vollig kontraproduktiv im Hinblick auf die
aktuellen Herausforderungen und wirde ein politisch fragwirdiges Signal senden, wenn
es doch eigentlich darum gehen sollte, den ohnehin durch Kraftfahrzeuge angespannten
offentlichen Raum zu entlasten, ohne hierbei jedoch die Tatsache zu ignorieren, dass nun
einmal faktisch weiterhin viele Menschen auch in den gro3eren Stadten einen (oder auch

mehrere) PKW besitzen und diese nun einmal irgendwo abstellen missen. Die Vorstel-
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lung, dass die relative Reduktion von privaten Parkflachen, ohne dass dies an die jeweili-
gen Gegebenheiten vor Ort (z.B. durch entsprechende Zonierung des Stadtgebietes) diffe-
renziert angepasst ist, zeitnah dazu fuhren wirde, dass weniger Autos unterwegs sind,
durfte zumindest vielerorts an der Realitat vorbeigehen. Hierfir muss es vielmehr zualler-
erst darum gehen, verstarkt an einer Verbesserung der Gegebenheiten flir umweltfreund-
liche Verkehrsmittel (OPNV, Radverkehr etc.) zu arbeiten. Solange dies aber an vielen
Stellen eben noch nicht in ausreichendem Male der Fall ist, ist mit der aktuell noch realen
Situation einer groRen Menge an vorhanden PKW auch in den gréReren Stadten umzu-
gehen.

Auch hier kdnnen die Stadte Uber ihre Satzungen eine auch schrittweise Feinsteuerung
bedarfsgerecht und an die stadtebauliche Situation angepasst vornehmen und so einen
wichtigen Beitrag fur eine nachhaltige und zukunftsfahige Mobilitat leisten. Dies geschieht
auch bereits z.B. durch entsprechende Zonierungen, die eine reduzierte Stellplatzzahl in
dicht besiedelten Innenstadtlagen, wo gute Ful3- und Radverkehrsverbindungen und ein
gutes OPNV-Netz zu finden sind. Die Stadte nehmen ihre hiermit einhergehende Verant-
wortung durch gewissenhaft erarbeitete und ausdifferenzierte Stellplatzsatzungen sehr
ernst und arbeiten auch an notwendig werdenden Fortentwicklungen ihrer Satzungen, um
der aktuellen Situation gerecht zu werden und fir die kinftigen Herausforderungen vorbe-
reitet zu sein.

Die kommunalen Satzungen als wichtiges Steuerungselement, mit dem individuell adaquat
auf die jeweiligen Gegebenheiten vor Ort, die sich regional stark unterscheiden, eingegan-
gen werden kann, stellen einen wesentlichen Grundpfeiler der kommunalen Selbstverwal-
tungsgarantie in der Auspragung der Satzungshoheit dar, die bekanntermal3en Verfas-
sungsrang besitzt und nicht immer weiter ausgehdohlt werden darf.

Wir bitten daher ausdrucklich darum, von dieser als massive Bevormundung der Kommu-
nen empfundenen Regelungsanderung abzusehen und den Kommunen weiterhin das Ver-
trauen zu schenken, dass sie eigenverantwortlich die richtigen Entscheidungen vor Ort

treffen.

Hinsichtlich Abs. 1 S. 2, der den Verzicht auf Stellplatze bei nachtraglichem Ausbau von
Dach- und Kellergeschossen, Teilung von Wohnungen sowie durch Umnutzung und Auf-
stockung zu Wohnraum vorsieht, sehen wir vor allem die Punkte Umnutzung und Auf-
stockung kritisch, da hierdurch auch gré3ere Gebaude, die z.B. vorher gewerblich genutzt

wurden oder ehemalige militérisch genutzte Gebaude eine deutliche zusatzliche Verkehrs-
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belastung und Parkdruck entstehen lassen konnen, die dann den oOffentlichen Raum be-
lasten.

Der Ausbau von Dach- und Kellergeschossen an sich wird demgegenuber nicht in glei-
chem Mal3e kritisch gesehen, da hier die zusatzlichen Bedarfe meist Uberschaubar sein
durften. Jedoch bestehen bzgl. der Teilung von Wohnungen erhebliche Bedenken. Eine
Mitgliedstadt hat uns von einem Beispiel berichtet, das aufhorchen lasst:

In dem konkreten Fall hat ein Bauherr festgestellt, dass die Eigentumswohnung im Dach-
geschoss eines neu errichteten Wohnhauses zu grol} ist und sich schlecht vermarkten
lasst. Daher soll die Wohnung geteilt werden. Der durch Teilung erforderliche Mehrbedarf
an Stellplatzen kann in der bestehenden Tiefgarage und auf dem Grundstiick nicht nach-
gewiesen werden. Eine Ablése kommt aufgrund des bestehenden Parkraumdrucks fur die
Stadt nicht in Frage. Der Stadt wurde dann von dem Bauherrn mitgeteilt, dass man noch
auf das Baupaket | warte, da dann fur die Teilung der Wohnung kein Mehrbedarf an Stell-
platzen mehr nachzuweisen sei.

Die Situation einer schlechten Vermarktung von neu gebauten Wohnungen, die dann
nachtraglich geteilt werden sollen, durfte in der heutigen Zeit kein Einzelfall sein. In dem
oben geschilderten Fall wurden durch die Teilung im Ergebnis drei neue Wohnungen ent-
stehen, fir die keine Stellplatze mehr nachzuweisen waren.

Wir sehen die Gefahr, dass diese Situation, dass kurze Zeit nach Fertigstellung eines
Wohnbauvorhabens die Wohnungen geteilt werden sollen, kiinftig, wenn die Regelung des
§ 52 Abs. 1 S. 2 wie geplant eingefuhrt wird, vermehrt eintreten. Hierfur waren dann, ob-
wohl es sich um einen erst kiirzlich errichteten Neubau handelt, keine Stellplatze mehr
nachzuweisen. Der Parkdruck im 6ffentlichen Raum wirde entsprechend erhdht, was es

unbedingt zu vermeiden gilt.

Auch die geplante Deckelung der Ablose in Abs. 2 S. 1 Nr. 7 auf 60 % der Herstellungs-
kosten kritisieren wir ausdriicklich und fordern die Beibehaltung der aktuellen Regelung.
Durch die Deckelung wurde den Stadten ein enormer Teil einer Einnahmemaoglichkeit, die
dem Ausgleich fur nicht hergestellte Stellplatze dient, genommen. Diese finanzielle Ein-
bulie wirkt sich dann natirlich auch auf den Umfang der MalRnahmen nach § 52 Abs. 3
aus, was nicht gewollt sein kann. Auch an dieser Stelle sei auf den einschlagigen

Konnexitatsgrundsatz hingewiesen.



Zu § 56 Abs. 3 (Ziff. 13)

Wir regen an, statt der Streichung der Schriftform die Textform vorzusehen. Ansonsten

waren z.B. auch telefonische Meldungen erfasst. Er6ffnet werden sollte lediglich die E-
Mail.

Zu § 63a (Ziff. 17)

Bei der Verfahrensfreiheit von Abbruchvorhaben sollte in geeigneter Weise sichergestellt

werden, dass die denkmalschutzrechtlichen Belange berucksichtigt werden, damit nicht
voreilig vollendete Tatsachen geschaffen werden, die sich nachtraglich nicht mehr ruck-
gangig machen lassen. Zudem muss insgesamt gewahrleitet sein, dass bei Altstandorten
die notwendigen Untersuchungen stattfinden sowie eine korrekte Entsorgung bzw. Recyc-
ling stattfindet.

Die im Referentenentwurf noch nicht enthaltene Klarstellung im neuen S. 7, wonach die
Genehmigungsfreistellung des Abbruchs andere nach 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
erforderlichen Genehmigungen, Erlaubnisse, Zustimmungen, Anzeigen oder sonstige Ent-
scheidungen unberihrt 18sst, ist ein begrifienswerter Ansatz, der aber unter Umstanden
noch nicht genugt. Es sollte u.E. zumindest Uber ein Anzeigeverfahren auch fir die nun in
S. 1 verfahrensfrei gestellten Vorhaben nachgedacht werden.

Von einigen Mitarbeiter/innen aus den Unteren Denkmalschutzbehdrden wird in diesem
Sinne zudem vorgeschlagen, dass folgender Passus aufgenommen wird: ,Handelt es sich
bei dem abzubrechenden Gebé&ude bzw. der Anlage um ein Kulturdenkmal nach § 2 (1),
(2) und (3) HDSchG ist vor Beginn der Arbeiten die denkmalschutzrechtliche Genehmi-
gung gem. § 18 HDSchG einzuholen. Der Nachweis, ob es sich bei dem abzubrechenden
Gebé&ude bzw. der Anlage um ein Kulturdenkmal nach § 2 (1), (2) und (3) HDSchG han-
delt, obliegt dem Antragsteller und ist zusammen mit der Anzeige bei der Bauaufsicht vor-
zulegen.”

Fur groRere Abbruchvorhaben sieht die Regelung in S. 2 ein Anzeigeverfahren vor. Hier
sind jedoch formelle Aspekte aus unserer Sicht nicht konkret genug gefasst. Es stellt sich
z.B. die Frage, was passiert, wenn bei Prifung der Anzeige UnregelmaRigkeiten auffallen
oder Einwande bestehen. Uberlegenswert wére, dass hier analog zum § 64 das Fordern
eines Verfahrens eingepflegt wird, womit automatisch auch dem voreiligen Abbruch von
denkmalgeschutzten Gebauden ein Hindernis vorangestellt ware. Das Schaffen von Fak-
ten durch Bauherren ist fur die unteren Bauaufsichtsbehdrden eine grole Heraus-

forderung.



Zu § 64a (Ziff. 19)

Diese neue Regelung lehnen wir strikt ab.

Die Beurteilung, ob sich ein Gebaude einflgt, ist ein ganz zentraler und bedeutsamer As-
pekt des Bauplanungsrechts, der die Bertcksichtigung einer Vielzahl von Parametern
erfordert und daher einer Prufung im Baugenehmigungsverfahren bedarf und nicht dem
Antragsteller Uberlassen werden kann.

Erschwerend kommt hinzu, dass im Rahmen der laufenden BauGB-Novelle in einem neu-
en § 34 Abs. 3b vorgesehen wird, dass (mit Zustimmung der Gemeinde, Fiktion nach zwei
Monaten) auch bei der Errichtung von Wohngebauden unter gewissen Umstanden vom
EinflUgen-Erfordernis abgesehen werden kann.

Die Verantwortung dieser komplexen Prifungen hier zunachst allein der Bauherrschaft zu
Uberlassen, halten wir fur ,grob fahrlassig®. Es ist zu beflrchten, dass hierdurch eine Viel-
zahl rechtswidriger Bauten entstehen werden (s. hierzu bereits oben S. 2 letzter Absatz zu
Erfahrungen aus der Praxis).

Der Aufwand wirde sich dann oftmals (wenn die untere Bauaufsicht nicht innerhalb eines
Monats ein Bauaufsichtsverfahren fordert) bei vollendeten Tatsachen in den repressiven
Bereich verlagern, was im Nachgang deutlich aufwandiger, teurer und argerlicher fur alle
Beteiligten ist als ein praventiv vorgelagertes Prufverfahren.

Die Erfahrungen aus der Praxis werden dann vermutlich vielerorts dazu fihren, dass die
Unteren Bauaufsichten sehr oft ein Verfahren fordern werden, um die Versaumnisse nicht
im Nachgang ordnungsbehordlich wieder geradeziehen zu mussen. Dies wiederum fiihrt
jedoch mitnichten zur Beschleunigung im Wohnungsbau, sondern eher zu Verzogerungen.
Zudem wird hierdurch ein ,Flickenteppich® unterschiedlicher Regelanwendung produziert
werden. Auch ist mit einem erheblichen Anstieg der ordnungsbehdrdlichen Verfahren zu

rechnen.

Zudem bestehen auch erhebliche rechtliche Zweifel an der Regelung des § 64a. Gemal
§ 36 Abs. 1 BauGB wird Uber die Zulassigkeit von Vorhaben unter anderem nach § 34 im
bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehorde im Einvernehmen mit der
Gemeinde entschieden. Hiermit wird die Planungshoheit der Gemeinde auch in den Fallen
des § 34 gesichert, was besonders wichtig ist, da im unbeplanten Innenbereich der plane-
rische Wille der Gemeinde noch nicht durch einen Bebauungsplan fixiert werden konnte.
Die hier vorgesehene Anderung ist aus unserer Sicht nicht mit der Einvernehmensrege-

lung des § 36 (bzw. auch nicht mit der geplanten neuen Zustimmungsregelung des § 36a
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BauGB im Rahmen der laufenden BauGB-Novelle) vereinbar, da u.a. aufgrund der wider-
spruchlichen Fristen (zwei Monate in § 36 Abs. 2 S. 2 BauGB und ein Monat im geplanten
§64a S. 1i.V.m. § 64 Abs. 3 HBO) auch voéllig unklar ist, wie das Einvernehmensverfah-
ren (bzw. das Verfahren nach § 36a BauGB, sollte das BauGB entsprechend geandert
werden) in dieser Konstellation Uberhaupt durchgefiihrt werden kann ohne diverse ,logi-
sche Briuche®. Es bestehen daher erhebliche Zweifel an der Vereinbarkeit dieser landes-

rechtliche Regelung mit Bundesrecht.

Zu § 74 Abs. 7 (Ziff. 26)

Diese Anderung widerspricht aus unserer Sicht dem grundséatzlichen Vorhaben der Be-

schleunigung. Schnelleres Bauen wird hierdurch jedenfalls nicht gefordert.

Vielmehr kdnnte die Verlangerung der Frist dazu fuhren, dass kiinftig planerische Ent-
scheidungen der Kommune eingeschrankt werden.

Es ist zudem zu befiirchten, dass durch eine langere Frist die Grundstlicksspekulation be-
fordert wird. Haufig werden Grundstiicke mit Baugenehmigung verkauft und dann erst ein-
mal brachliegen gelassen, weil die Verkaufsmdglichkeiten besser werden kdnnten. Fir ein
schnelles Bauen mussten die Fristen eigentlich sogar eher verkiirzt werden. Daher sollten
aus unserer Sicht zumindest die bestehenden Fristen bestehen bleiben.

Ohnehin kann derzeit schon die bestehende Frist auf schriftlichen Antrag hin um jeweils

bis zu zwei Jahre verlangert werden.

Zu Anlage zu § 63 (Ziff. 32)
Ziff. 3.9.2, 3.9.3

Hier weist eine Mitgliedstadt auf Folgendes hin:

»Flr Vorhaben im AulBenbereich ist nach § 36 BauGB das Einvernehmen der Kommune
erforderlich, eine Prifung entsprechend dem Prifkatalog des § 35 BauGB im Hinblick auf
die Beeintrachtigung 6ffentlicher Belange ist umfangreich. Haufig sind hierzu Abstimmun-
gen mit Fachbehérden erforderlich.

Dies kann nicht von einer Privatperson verlangt werden bzw. ohne kontrollierende Instanz
bleiben. Solche Vorhaben im Aul3enbereich unterliegen des Weiteren in der Regel der Ein-
griffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz.

Es bestehen deshalb Zweifel an einer Genehmigungsfreiheit bei grol3flaéchigen Photo-
voltaikanlagen. Zudem sind Regelungen zur Wahrung der kommunalen Planungshoheit

mit angemessenen Fristen erforderlich.
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Gebéudeunabhéngige Solaranlagen (auch im Anwendungsbereich des § 35 BauGB) soll-
ten weiterhin zumindest unter Vorbehalt der Anlage Abschnitt V Nr. 1 (Beteiligung der Ge-

meinde) baugenehmigungsfrei sein.*

Ziff. 4.8

Hierzu weist eine weitere Mitgliedstadt auf Folgendes hin:

L,Unter 4.8 wird in der Liste der Baugenehmigungsfreien Vorhaben ergénzt, dass techni-
sche Nebenanlagen zu Anlagen fur Liiftung, Wasser- und Energieversorgung baugeneh-
migungsfrei sind. Dies kbnnte st&dtebaulich zu den Konflikten fiihren, da der Begriff ,tech-
nische Nebenanlagen fiir Ladestationen” sowie deren Grél3e nicht néher definiert sind.
Diese Regelung kann in den Bereichen mit einem Bebauungsplan, der z.B. Nebenanlagen
aulBerhalb von Baugrenzen ausschliel3t, zu Konflikten flihren, da die Zuldssigkeit solcher

Anlagen ggf. bei den Gemeinden nicht abgefragt wird.*”

lll. Anrequngen fiir MaBnahmen zur Beschleuniqung und Entlastung

Im Folgenden mdchten wir einige mogliche Mallinahmen bzw. Themenfelder, die uns aus
der Mitgliedschaft genannt wurden und die durchaus Potenzial hatten, einen echten Bei-

trag zur Beschleunigung und Entlastung zu leisten, nennen:

e Weitere Digitalisierung des Verfahrens (weitere bundesweit einheitliche digitale
Standards und zentrale Bereitstellung und Pflege einheitlicher Systeme)

e Unterstlitzung durch Kl und Automatisierung (Entwicklung automatisierter Prifpro-
zesse im Genehmigungsverfahren, Kl-gestitzte Hilfen zur Vorprifung von Unter-
lagen)

e Verschlankung von Regelwerken (Klare Priorisierung und Schwerpunktsetzung auf
die wesentlichen stadtebaulichen und baurechtlichen Ziele)

e Bessere Beteiligung um Kommunikation (frihzeitige Einbindung der relevanten

Akteure, s.0.)
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Wir bitten um Bertlicksichtigung der vorgetragenen Punkte und stehen fir Rickfragen gern

zur Verfugung.

Mit freundlichen Grif3en

gez.

Stephan Gieseler
Direktor



Novelle Hessische Bauordnung 2025

Kommentar und Bewertung Jochen Kramer (AK Landesplanung BUND Hessen). Stand 27.03.25

Ergebnis der Bewertung der 10 geplanten Anderungen (JK)
Nr. 1 Zustimmung
Nr. 2 Zustimmung
Nr. 3 Ablehnung
Nr. 4 Zustimmung
Nr. 5 Ablehnung
Nr. 6 Ablehnung
Nr. 7 Zustimmung
Nr. 8 Ablehnung
Nr. 9 Zustimmung
Nr. 10 Ablehnung

Nr. 11 Ablehnung

Kommentar zur Bewertung einzelner Anderungen (numerische Reihenfolge)
Nr. 3

Die in Nr. 3 vorgesehene Reduzierung der Abstandsflache fuhrt auch zur Reduzierung der
Freiflachen zwischen den Gebauden von 3 m auf 2,5 m. Die Vorstellungen des BUND sehen eine
Verdichtung im Innenbereich in die Hohe und nicht in die Breite vor.

Nr, 4

Positiv ist die Reduzierung der Stellplatzpflicht zu sehen. Dadurch steht mehr Flache flur andere
Nutzungen zur Verfigung.

Nr.5

Die Reduzierung der Verpflichtung zur Errichtung von Kinderspielplatzen fuhrt zur einer
Verringerung des Freiraums zwischen den Baukorpern. Diese Flachen kdonnen aber bei der
Klimaanpassung fur die Frischluftzufuhr.

Biindnis90/Griine haben in ihrer PM zur Anderung der HBO inhaltlich die Einschréankung der
Verpflichtung zur Errichtung von Kinderspielplatzen kritisiert.

https://www.gruene-hessen.de/landtag/pressemitteilungen/gruene-zum-gesetzentwurf-
baupaket-i/


https://www.gruene-hessen.de/landtag/pressemitteilungen/gruene-zum-gesetzentwurf-baupaket-i/
https://www.gruene-hessen.de/landtag/pressemitteilungen/gruene-zum-gesetzentwurf-baupaket-i/
https://27.03.25

Nr. 6.

Hier geht es nicht um Wohnungsbau. Erleichterungen zum Bau von GroBgaragen, Tiefgaragen
und Verwaltungsgebduden ist dkologisch nicht vorteilhaft.

Nr. 8.

Eigentlich sollte vor Abbruch die Prufung des Erhalts der Bausubstanz verpflichtend werden um
eine Kreislaufwirtschaft und/oder Nutzung der Grauen Energie zu fordern. Wenn der Abbruch
Genehmigungsfrei wird, entfallt die Moglichkeit diesen Prifungspunkt perspektivisch zu
implementieren.

10.

Text: ,,Reduzierung des Prifumfangs im Baugenehmigungsverfahren um sonstiges
offentliches Recht (MaBnahme Nr. 16 (des Baupakets))

Die bisherige Rechtslage sieht vor, dass die Bauaufsichtsbehorde im
Baugenehmigungsverfahren flir Sonderbauten nach § 66 HBO auch fachfremdes Recht, also
weitere offentliche Belange pruft, fur die im Fachrecht kein eigenes Zulassungsverfahren
vorgesehen ist, wie zum Beispiel die Einhaltung des Artenschutzrechts. Dieses
Prifungserfordernis entfallt klinftig, was der Entlastung der Bauaufsichtsbehorden und der
Beschleunigung der Genehmigungsverfahren dient.”

Komm.: Wie und von wem soll denn dann das Artenschutzrecht gepruft werden, oder soll es
Uberhaupt nicht mehr gepruft werden? Die Vereinfachung der Bauregeln sollte nicht mit der
Reduzierung der Prifung von Naturschutzbelangen gelost werden.

Nr. 11

Text: 8 68 wird wie folgt gedndert: a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worter ,,Schall- und
Warmeschutz“ durch ,,Schallschutz” ersetzt.

Text: § 68 Abs. 5 werden die Worter ,,Schall- und Warmeschutz“ durch ,,Schallschutz“ ersetzt.

Komm.: Der Warmeschutz von Gebauden ist unverzichtbar fir den Klimaschutz. Damit das
Klimaziel des Klimaschutzgesetzes bis 2045 in Hessen erreicht werden kann, muss auch der
Bausektor Klimaneutral werden. Insbesondere bei Neubauten ist daher die Senkung des
Energiebedarfs durch eine ausreichende Warmedammung notwendig.



Anhdrung zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Hessischen Bauordnung - Baupaket | -
Diese Stellungnahme bezieht sich auf den Stand vom 21.03.2025

Absender der Bund fir Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Stellungnahme:
Landesverband Hessen

Ansprechpartner: Jochen Kramer
Adresse:
E-Mail: Jochen.kramer@bund-hessen.de

Datum: 27.03.2025




Lfd. | Bezugim Text des Bezugs im Gesetzentwurf Art der Anmerkung Anmerkung/ Kommentar/ Angeregte Anderung
Nr. Gesetz- [redakt./ allg./ rechtl./ Einwendung
entwurf inhaltl./zum
[Art. /8 /S. Erfiillungsaufwand]
/Begr.]
01 § 6 Abs. 5 § 6 wird wie folgt gedndert: a) In Abs. 5 Satz 4 | Rechtlich/Inhaltlich Zur Klimawandelanpassung | Keine Anderung der
Satz4 wird die Angabe ,,3“ durch ,2,50" ersetzt. sollte die Verdichtung im bisherigen Abstandsregel
Innenbereich in die H6he von 3 Metern.
und nicht in die Breite
erfolgen.
02 § 6 Abs. 7 § 6 wird wie folgt gedndert: b) In Abs. 7 Satz 1 | Rechtlich/Inhaltlich Zur Klimawandelanpassung | Keine Anderung der
Satz 1 Nr. 2 | Nr. 2 wird die Angabe ,3“ durch sollte die Verdichtung im bisherigen Abstandsregel
»2,50“ ersetzt. Innenbereich in die Hohe von 3 Metern.
und nicht in die Breite
erfolgen.
03 § 8 Abs. 2 § 8 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: ,(2) Werden | Rechtlich/Inhaltlich Die bisherige Regelung zur Keine Anderung der
mehr als 12 Wohnungen errichtet, ist auf dem grundsatzlichen Anlage von | bisherigen Regelung ab 3
Baugrundstiick oder 6ffentlich-rechtlich einem Spielplatz ab 3 Wohnungen.
gesichert in unmittelbarer Nihe ein Spielplatz Wohnungen ist fiir den
fiir Kleinkinder (bis zu sechs Jahren) Kinderschutz sinnvoll.
anzulegen, zu unterhalten und in die
Bepflanzung der nicht {iberbauten Flachen
einzubeziehen. Seiner Herstellung bedarf es
nicht, wenn
04 § 2 Abs. 9 (9) Sonderbauten sind Anlagen und Raume Rechtlich/Inhaltlich Die bisherige Regelung, Keine Anderung der

besonderer Art oder Nutzung, die einen der

nach der Sonderbauten

bisherigen Regelung fiir




Nr.2b nachfolgenden Tatbestande erfiillen: ,,2. auch Antennenanlagen liber | Antennenanlagen
bauliche Anlagen mit mehr als 30 m Hohe 30 Meter einschlieBlich der | einschlieBlich der Masten
tiber der Gelandeoberflache im Mittel, Masten sind, sollte tiber 30 Metern.
ausgenommen b) Antennenanlagen beibehalten werden.
einschlieBlich der Masten,"“

05 §2 Abs. 9 »3. Gebaude mit mehr als 1 600 m? Rechtlich/Inhaltlich Garagen sollten weiterhin Garagen sollten

Nr. 3 Grundflache des Geschosses mit der gréten als Sonderbauten gelten. unveradndert als
Ausdehnung, ausgenommen Wohngebiude, Der Ausnahme fiir Raume Sonderbauten gelten.
Garagen sowie Raume und Gebiude fiir und Abstellplatze fiir
Abstellplitze fiir Fahrrader,” Fahrriader wird aber

zugestimmt, um die
Mobilititswende zu
unterstiitzen.
06 § 2 Abs. 9 »5. Gebdude mit Riumen, a) die einer Biiro- Rechtlich/Inhaltlich Die Ausnahme von den Die bisherige Regelung

Nr.5,a,b oder Verwaltungsnutzung dienen und einzeln Sonderbauten sollte sich sollte beibehalten und nicht

eine Grundflache von mehr als 400 m? haben, nicht auf Gebaude dieser gedndert werden.
b) die einzeln fiir die Nutzung durch mehr als Grofe beziehen.
100 Personen bestimmt sind,“
07 §2 Abs. 9 »13. Garagen mit Stellpldtzen, die mehr als 22 | Rechtlich/Inhaltlich Garagen sollten weiterhin Die bisherige Regelung

Nr. 13 m Uber der Gelindeoberfliche liegen," als Sonderbauten gelten. sollte beibehalten werden.

08 § 63 aSatz | ,§ 63a Abbruch, Beseitigung, Keiner Rechtlich/Inhaltlich Der Abbruch von Geb3duden | Der Entwurf eines § 63 a

1 Baugenehmigung bedarf die vollstindige und Anlagen sollte nicht von | Satz 1 sollte nicht Gesetz

oder teilweise Beseitigung von

1. Anlagen im Sinne des § 2 Abs. 1 nach
Abschnitt | der Anlage zu § 63,

der Genehmigung
freigestellt, sondern noch
stiarker von Beh6rden mit
einem

werden.




2. freistehenden Geb3uden der
Gebaudeklassen 1 bis 3,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind,
mit einer Hohe bis zu 10 m.

Genehmigungsverfahren
begleitet werden. Denn der
Abbruch sollte nach
Moglichkeit vermieden
werden, um die im
Abbruchgebiude
gebundene graue Energie
nicht zu verschwenden. Vor
einem Abbruch sollte eine
Okobilanzierung
durchgefiihrt werden, bei
der die Optionen Umbau,
Neubau, Abbruch auf
Grundlage einer Klima- und
Umweltanalyse gepriift
werden.

09

§64a

»§ 64a Erweiterte Genehmigungsfreistellung
fiir die Errichtung von Wohngebauden.

Bis zum 31.12.2030 gilt § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr.
2 bis Nr. 5 und Abs. 2 bis 5 entsprechend auch
fiir die Errichtung von Wohngebauden im
unbeplanten Innenbereich nach § 34 des
Baugesetzbuches mit der MaBgabe, dass auch
die Bauaufsichtsbehérde innerhalb eines
Monats nach Eingang der erforderlichen
Bauvorlagen die Durchfiihrung eines
Baugenehmigungsverfahrens fordern darf.
Mafgeblich ist der Zeitpunkt der Einreichung

Rechtlich/Inhaltlich

Im unbeplanten
Innenbereich ist fiir
Klimaschutz und
Klimaanpassung die
Genehmigung der
Errichtung von
Wohngebiuden
erforderlich.

Der Entwurf des § 64 a
sollte nicht Gesetz werden.




der erforderlichen Bauvorlagen.

10 § 65 Abs. 1 | In § 65 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe ,,§ | Inhaltlich/Rechtlich/ Eine Die Formulierung des § 65
64" die Angabe ,oder § 64a“ eingefiigt. Genehmigungsfreistellung Abs. 1 Satz 1ist
Redaktionell wie sie der Entwurf des § 64 | beizubehalten, ohne
a vorsieht wird aus den Einfligung des § 64 a.
genannten Griinden
abgelehnt.
11 § 68 Abs. 1 | § 68 wird wie folgt gedndert: a) In Abs. 1 Satz | Inhaltlich/Rechtlich Der Warmeschutz von Die bisherige Regelung mit
Satz 1 1 werden die Wérter ,Schall- und Gebauden ist unverzichtbar | dem verpflichtenden
Wirmeschutz” durch ,Schallschutz” ersetzt. fiir den Klimaschutz. Damit | Warmeschutz von
das Klimaziel des Gebiuden sollte
Klimaschutzgesetzes bis beibehalten werden.
2045 in Hessen erreicht
werden kann, muss auch
der Bausektor Klimaneutral
werden. Insbesondere bei
Neubauten ist daher die
Senkung des Energiebedarfs
durch eine ausreichende
Warmedammung
notwendig.
12 § 68 Abs. 5 | In Abs. 5 werden die Wérter ,Schall- und Inhaltlich/Rechtlich Die Nachweise sollten Die bisherige Regelung

Wirmeschutz” durch ,Schallschutz” ersetzt.

Redaktionell

weiter fur Warmeschutz von
einer hierzu berechtigten
Person erstellt werden.

sollte beibehalten werden.




13 § 75 Abs. 4 | 3. das mit der Ausfiihrung des Rohbaus oder Rechtlich/Inhaltlich Die Formulierung Nicht streichen ,oder mit
Nr. 3 mit den Abbrucharbeiten beauftragte Abbrucharbeiten sollte den Abbrucharbeiten”
Unternehmen zu benennen Redaktionell nicht gestrichen werden, da
der Abbruch weiterhin von
der Baubehorde genehmigt
werden sollte.
14 §86 Abs. 1 | 10. entgegen § 56 Abs. 4 Satz 4 Rechtlich/Inhaltlich Die Nicht streichen
Nr. 10 baugenehmigungspflichtige Abbrucharbeiten Baugenehmigungspflicht »baugenehmigunspflichtige
in Selbst oder Nachbarschaftshilfe ausfiihrt Redaktionell von Abbrucharbeiten sollte | “
oder ausfiihren lasst, nicht gestrichen werden.
15 § 66 Satz1 | § 66 wird wie folgt gedndert: a) Satz 1 Nr. 3 Rechtlich/Inhaltlich Bei Sonderbauten und Satz 1 der bisherigen
Nr. 3 wird wie folgt gefasst: ,3. nach anderen zugehorigen Regelung sollte beibehalten

offentlich-rechtlichen Vorschriften, soweit
wegen der Baugenehmigung eine
Entscheidung nach diesen Vorschriften
entfallt oder ersetzt wird.“

Nebengebiuden sollte die
Priifung des
Zulassigkeitsverfahrens
nach anderen 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften
beibehalten werden.
Beispielweise sind
Naturschutzrechtliche
Belange zu beriicksichtigen.

werden. Nicht zu streichen
sind

3. nach anderen offentlich-
rechtlichen Vorschriften,
soweit

a) wegen der
Baugenehmigung eine
Entscheidung nach diesen
Vorschriften entfallt oder
ersetzt wird oder

b) nach den anderen
offentlich-rechtlichen




Vorschriften kein
Zulassungsverfahren
vorgeschrieben ist.
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VhU-Stellungnahme vom 22.08.2025 zum Gesetzentwurf der Landesregierung zur Novellierung der Hessischen Bauordnung

Zusammenfassung

Die VhU begrudt den Gesetzentwurf der Landesregierung zur Novellierung der Hessischen Bau-
ordnung (HBO), damit der Wohnungsbau in Hessen wieder ginstiger, schneller und einfacher
wird. Der Gesetzentwurf setzt einen Groldteil der Vorschlage der Kommission ,Innovation im Bau®
des Hessischen Wirtschaftsministeriums (Baukostenkommission) um, in welcher die VhU mitge-
wirkt hat.

Leider wurde der Vorschlag der Baukostenkommission, auf Stellplatzvorgaben beim Wohnungs-
neubau ganzlich zu verzichten, nur teilweise im Gesetzentwurf umgesetzt. Dieser Vorschlag fin-
det sich leider nur als Experimentierklausel und nur in abgeschwachter Form fur die funf groften
Stadte in Hessen im Gesetzentwurf wieder und sollte im weiteren Gesetzgebungsverfahren noch
nachgebessert werden, da ein nicht bendétigter Stellplatz die Kosten im Wohnungsbau erheblich
und unndtig verteuert. Auf nicht bendtigte Stellplatze sollte verzichtet werden kénnen.

Grundsatzliche Anmerkungen

Von Februar 2021 bis Mai 2025 ist der Preisindex fir den Wohnungsneubau in Hessen um 37 Pro-
zent gestiegen. Im gleichen Zeitraum hat sich in Hessen die Zahl der Wohnungen, fiir die eine
Baugenehmigung beantragt wurde, halbiert. Im Jahr 2024 (17.977 fertiggestellte Wohnungen) wur-
den zudem 15,6 Prozent weniger Wohnungen fertiggestellt als noch 2023 (21.292 fertiggestellte
Wohnungen). Damit liegt in Hessen sowohl die Zahl der Baugenehmigungen als auch die Zahl der
fertiggestellten Wohnungen auf einem Zehnjahrestief.

Die HBO-Novelle ist vor diesem Hintergrund ein wichtiges Signal in Zeiten starker Zuriickhaltung
beim Wohnungsbau. Denn gegen hohe Baukosten helfen keine staatlichen Férderungen. Der Bau
einer geférderten Wohnung kostet nicht weniger als der Bau einer normalen, freifinanzierten Woh-
nung. Wohnungen werden nicht bezahlbar, nur weil sie durch Steuergeld jemand anderes bezahlt
— namlich der Steuerzahler. Vermeintliche Bezahlbarkeit von Wohnungen lasst sich nicht herbeifér-
dern. Stattdessen muss Bauen wieder glinstiger, schneller und einfacher werden.

Deswegen sollte grundsatzlich gelten: Auf nicht Bendtigtes muss verzichtet werden kénnen. Das
gilt fur Baustandards, die zwar den Komfort erhéhen aber nicht zur Sicherheit beitragen, ebenso
muss auf nicht benétigte Stellplatze oder auf ein nicht benétigtes Baugenehmigungsverfahren ver-
zichtet werden kénnen.

Der Gesetzentwurf zur HBO-Novelle greift die Vorschlage der Baukostenkommission auf, die am
11.11.2024 ein Eckpunktepapier mit 20 Vorschlagen vorgelegt hatte. Die VhU hatte bereits im
Rahmen der Regierungsanhérung am 25.04.2025 detailliert Stellung genommen und erlaubt sich,
im Rahmen der Ausschussanhérung auf die Stellungnahme zur Regierungsanhérung zu verwei-
sen.
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Anhdrung zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Hessischen Bauordnung — Baupaket | —

Diese Stellungnahme bezieht sich auf den Stand vom 21.03.2025

Absender der Stellungnahme: Vereinigung der hessischen Unternehmerverbande
Ansprechpartner: Kai Wachter
Adresse: Vereinigung der hessischen Unternehmerverbande e.V.

Haus der Wirtschaft Hessen
Emil-von-Behring-StralRe 4
60439 Frankfurt am Main

E-Mail: Kai.waechter@vhu.de

Datum: Fr., 25.04.2025

Allgemeine Hinweise:

Es sollte gepriift werde, ob die geplanten Erleichterungen bei Aufstockungen von Gebduden, sowie Um- oder Ausbauten gebiindelt in einem Paragrafen geregelt
werden kdnnten. Das wirde die Rechtsanwendung erleichtern, eine Stlickelung vermeiden und unnétige Wiederholen von Anwendungsvoraussetzungen
vermeiden.

Lfd. | Bezugim | Text des Bezugs im Gesetzentwurf Art der Anmerkung/ Kommentar/ Einwendung Angeregte Anderung
Nr. | Gesetz Anmerkung
entwurf
[Art. /§ [redakt./
/s. allg./
/Begr] rechtl./
inhaltl./zum
Erfiillungsau
fwand]



mailto:Kai.waechter@vhu.de

§8
Abs. 2

§ 8 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Werden mehr als 12 Wohnungen errichtet, ist auf dem
Baugrundstiick oder 6ffentlich-rechtlich gesichert in
unmittelbarer Nahe ein Spielplatz fiir Kleinkinder (bis zu
sechs Jahren) anzulegen, zu unterhalten und in die
Bepflanzung der nicht iberbauten Flachen einzubeziehen.
Seiner Herstellung bedarf es nicht, wenn

1. durch nachtraglichen Ausbau von Dach- und
Kellergeschossen sowie durch Umnutzung und Aufstockung
von rechtmaRig bestehenden Gebaduden zusatzlicher
Wohnraum geschaffen wird,

2. ein fur Kleinkinder geeigneter, auch fiir das
Baugrundstiick bestimmter 6ffentlich-rechtlich gesicherter
Spielplatz oder ein 6ffentlicher Spielplatz in unmittelbarer
Ndhe geschaffen wird oder vorhanden ist,

3. die Art oder Lage der Wohnungen einen Kinderspielplatz
nicht erfordert oder

4. in Quartieren von mehr als 20 Wohnungen der Spielplatz
zentral geschaffen wird oder vorhanden ist; eine
unmittelbare Nahe ist dann nicht erforderlich.

Der Spielplatz auf dem Baugrundstiick muss vom
Wohngebaudeeingang aus schwellenlos erreichbar sein,
sofern dies nicht mit einem unverhaltnismaRigen
Mehraufwand verbunden oder aus bautechnischen Griinden
nicht moglich ist.”

inhaltlich

Um eine bessere Nutzung der
Grundsticksflache als Wohnflache zu
nutzen, sollte die Pflicht zur Herstellung
von Kinderspielplatzen ganzlich
gestrichen werden.

Die Anhebung auf 12 Wohneinheiten
scheint nicht ausreichend, um eine
spirbare Erleichterung und
Attraktivitatssteigerung fur Investoren zu
erzielen. In Anbetracht der enormen
Anzahl an Wohnungen, die geschaffen
werden missen, sind
Wohnungsbauvorhaben mit mehr als 12
Wohnungen der Regelfall. Mithin
verbliebe es faktisch bei der Pflicht zur
Herstellung eines Kinderspielplatzes.

In Anbetracht dessen, dass diese
Spielplatze kaum genutzt werden und
deren Herstellung mit erheblichen Kosten
einhergeht, ist die Einschrankung, nicht
hinnehmbar.

[Fortsetzung auf nachster Seite]

§ 8 Abs. 2 HBO sollte
aufgehoben / gestrichen
werden.

Mindestens sollte eine
Anhebung auf mehr als 25
Wohneinheiten unter
Beibehaltung der
vorgesehenen
erganzenden Ausnahmen
erfolgen.




Als Bauordnungsrecht dient die HBO eigentlich der
Abwehr von Gefahren. Besonders der
Wohnungsneubau ist zunehmend von
gefahrenabwehrrechtsfremden Pflichten
betroffen, was den Wohnungsneubau immer
teurer, komplizierter und langwieriger macht. Das
Auferlegen gesellschaftlicher Ziele und
Anforderungen an den Wohnungsneubau wie
beispielsweise Kinderspielpldtze, Barrierefreiheit
oder KfZ-Stellplatze sollte wieder zurlickgefahren
werden. Die HBO sollte sich vor allem auf die
Abwehr von Gefahren konzentrieren.

Kritiker der Abschaffung der Spielplatzpflicht
flihren haufig soziale Griinde an, warum die
Verpflichtung zur Errichtung von
Kinderspielplatzen beibehalten werden sollte. In
der Praxis fihrt die Spielplatzpflicht jedoch haufig
zu ,,Mini-Spielplatze“, die nicht-6ffentlich sind und
nur den Bewohnern des jeweiligen Hauses zur
Verfligung stehen. Haufig werden diese Mini-
Spielplatze nur maRig genutzt und verkommen mit
der Zeit.

Selbst wenn die Mini-Spielpldtze regelmaRig
genutzt wiirden, wiirde dadurch kein sozialer Aus-
tausch stattfinden, der tber das eigene Haus
hinausgeht. Jedem Haus einen eigenen Mini-
Spielplatz vorzuschreiben, bringt also kaum soziale
Durchmischung. Aus sozialen Griinden, also der
gesellschaftlich wichtigen sozialen Durchmischung,
ware es richtig, auf die Spielplatzpflicht zu
verzichten, da sie zu Mini-Spielplatzen fuhrt.
Normale Spielpladtze, auf denen soziale
Durchmischung stattfindet, sollten Teil der
offentlichen Infrastruktur sein.




8§42

§ 42 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

‘

aa) In Satz 1 wird das Wort ,eigene” durch ,notwendige’
ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,,Fahrschacht” durch
,hotwendigen Fahrschacht” ersetzt.

cc) In Satz 3 wird das Wort ,,eigene” durch , notwendige”
ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 wird jeweils das Wort
,Fahrschachtwande” durch ,Wande notwendiger
Fahrschachte” ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 1 wird das Wort ,,Fahrschachte” durch
,Notwendige Fahrschachte” ersetzt.

d) Abs. 5 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

,» 5 Satz 1 gilt nicht, wenn der nachtragliche Ausbau und die
Nutzungsanderung des obersten Geschosses oder eine
Aufstockung um bis zu zwei Geschosse dazu fiihrt, dass nach
Satz 1 ein Aufzug errichtet werden musste.”

redaktion
ell

Es ist zu befiirchten, dass die bei
Fahrstuhlschédchten (,,Fahrschachten”)
angestrebte Vereinfachung durch die
sprachliche Verwendung von
»,hotwendige” anstelle von ,eigener”
nicht deutlich genug auf das
Regelungsziel eingeht.

Ebenso scheint der Gesetzesbegriindung
die Klarheit zu fehlen, was der
Gesetzgeber mit der Anderung eigentlich
bezweckt.
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§51

§ 51 wird wie folgt gedndert:
a) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) IFir jede Wohnung in Gebiuden der Gebiudeklassen 3
bis 5 ist ein ausreichend groRer Abstellraum herzustellen. 2In
Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 mit mehr als zwei
Wohnungen sind zuséatzlich ausreichend groRe, leicht
erreichbare Abstellraume insbesondere fir Kinderwagen
und Mobilitatshilfen herzustellen; die Herstellung als
Gemeinschaftsrdume ist zul3ssig. 3Die Abstellrdume nach
Satz 2 mussen schwellenlos zuganglich sein, sofern dies nicht
mit einem unverhaltnismaRigen Mehraufwand verbunden
oder aus bautechnischen Griinden nicht méglich ist. “Satz 1
und 2 gelten nicht fir Wohnungen, die durch Dachausbau,
Aufstockung oder Umnutzung rechtmaRig bestehender
Gebdude entstehen.”

inhaltlich

Die Entscheidung der Herstellung von
solchen Flachen (Abstellrdume) sollte
der Bauherrenschaft Gberlassen
werden. Diese wissen am besten,
welche Abstellflachen gebraucht
werden, damit Wohnungen
marktfahig sind. Entsprechend haben
Bauherren ein eigenes Interesse an
deren Herstellung. Die Aufnahme
einer dahingehenden Pflicht ist aus
unserer Sicht Gberflussig.

§ 51 Abs. 3 HBO sollte
aufgehoben / gestrichen
werden.
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§ 52

§ 52 wird wie folgt gedndert:
a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefiigt:

,°Die Anzahl notwendiger Stellplatze erhéht sich nicht, wenn
durch nachtraglichen Ausbau von Dach- oder
Kellergeschossen, Teilung von Wohnungen, sowie durch
Umnutzung und Aufstockung von rechtmaRig bestehenden
Gebauden zusatzlicher Wohnraum geschaffen wird.”

b) Als Absatz 1a wird eingefiigt:

»(1a) 1Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 diirfen in
Gemeinden mit mehr als 100.000 Einwohnern zum
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 2 Satz 1]
bei der Errichtung von Wohngebduden mit bis zu 14
Wohnungen keine Stellplatze und bei der Errichtung von
Wohngebaduden mit mehr als 14 Wohnungen nicht mehr als
0,5 Stellpldtze je Wohnung gefordert werden. 2In diesem
Fall ist Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 nicht anzuwenden. 3Die unteren
Bauaufsichtsbehorden berichten bis zum 31. Dezember 2028
der zustandigen Aufsichtsbehorde tber die Anwendung
dieses Absatzes. *Bis zum 30. Juni 2029 unterrichtet die
Landesregierung den Landtag iber die Anwendung. *Der
Landtag wird diesen Absatz bis zum 31. Dezember 2029
evaluieren.”

[Fortsetzung auf nachster Seite]

inhaltlich

Die Entscheidung, wie viele KfZ-
Stellplatze geschaffen werden
mussen, sollte den Bauherren
Uberlassen werden. Diese wissen am
besten, wie viele Stellplatze gebraucht
werden, damit Wohnungen
marktfahig sind. Auf den Bau teurer
und nicht bendtigter Stellplatze muss
verzichtet werden kdnnen.

Den Kommunen sollte unabhangig
ihrer GroRRe (d.h. der Zahl ihrer
Einwohner) die Moglichkeit
genommen werden, per Satzung die
Zahl der zu schaffenden Stellplatze
vorzuschreiben.

Die Baukostenkommission hatte sich
im November 2024 nach dem Vorbild
der Hamburger Bauordnung fiir den
Wegfall der Stellplatzpflicht
ausgesprochen.

Die Hamburger Bauordnung sieht vor,
dass Bauherren in eigener
Verantwortung (iber die Herstellung
von Stellpldtzen entscheiden. Denn
wer, wenn nicht die Bauherren,
kénnen beurteilen, wie viele
Stellplatze bendtigt werden, damit
eine Wohnung marktfahig ist.

[Fortsetzung auf nachster Seite]

§ 52 sollte ganzlich
gestrichen werden




c) Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa) Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

4. den vollstandigen oder teilweisen Verzicht auf die
Herstellung von notwendigen Stellplatzen, soweit der
Stellplatzbedarf insbesondere durch besondere MaRnahmen
verringert wird,”

bbb) Nr. 7 wird wie folgt gefasst:

, 7. die Ablosung der Herstellungspflicht von notwendigen
Stellplatzen in den Fallen der Nr. 1 bis 3 durch Zahlung eines
in der Satzung festzulegenden Geldbetrages an die
Gemeinde, wobei der Geldbetrag 60 v. H. der
durchschnittlichen Herstellungskosten von
Parkeinrichtungen einschlieflich der Kosten des
Grunderwerbs im Gemeindegebiet oder in bestimmten
Teilen des Gemeindegebietes nicht tbersteigen darf und”

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefiigt:
,2Abs. 1 Satz 2 bleibt unberihrt.”

cc) Die bisherigen Satze 2 bis 4 werden die Satze 3 bis 5. d)
Abs. 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 Nr. 2 wird das Wort ,,oder” durch ein Komma, in
Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,,oder” ersetzt
und folgende Nr. 4 angefiigt:

4. die Herstellung zusatzlicher oder die Instandhaltung, die
Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender
Ladestationen fur Elektromobilitat.”

bb) In Satz 2 wird das Wort ,,muss” durch ,soll” ersetzt.

Der Bau eines Tiefgaragen-Stellplatzes
kostet rund 50.000 Euro. Kaum etwas
ist so teuer, wie ein nicht bendétigter
Stellplatz. Auf den Bau nicht
bendétigter Stellplatze muss verzichtet
werden kdnnen.
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§64

Als Abs. 6 wird eingefligt:

,»(6) 'Wird nach Fertigstellung des Bauvorhabens die
Unwirksamkeit des Bebauungsplans festgestellt, so bedarf
das Bauvorhaben keiner Baugenehmigung. *Seine
Beseitigung darf wegen eines Verstolles gegen
bauplanungsrechtliche Vorschriften, der auf der
Unwirksamkeit des Bebauungsplans beruht, nicht verlangt
werden, es sei denn, dass eine Beeintrachtigung von
Rechten Dritter dies erfordert.”

inhaltlich

Bebauungsplanverfahren bendtigen in der
Regel mittlerweile allein aufgrund der
extrem hohen Verfahrensanforderungen
einige Jahre bis zum Satzungsbeschluss.
Die sich sehr haufig anschliefenden
Verwaltungsklagen (in der aller Regel von
Nachbarn) ziehen sich dann ebenfalls iber
mehrere Jahre hin.

Das bedeutet, dass zwischen
Planungsbeginn und rechtsicherem
Baustart durchaus ein ganzes Jahrzehnt
und mehr vergehen kann. Erschwerend
kommt hinzu, dass die Klageschwelle
durch sehr niedrig angesetzte Streitwerte
und entsprechend niedrige Prozesskosten,
fiir Klagewillige sehr niedrig ist. Das heift,
dass das Risiko einseitig auf den
Satzungsgeber (Kommune), bzw. in letzter
Konsequenz auf den Bauwilligen verlagert
wird. Dessen Schaden durch z. B.
Darlehenskosten durch laufende Zinsen,
steigende Baukosten, verandertes
Marktumfeld sind ein zigfaches der
Prozesskosten des Klagers.

Dieses Problem scheint zwar grundsatzlich
erkannt und soll durch den neuen Absatz
6 gelindert werden, indem eine
nachtragliche Beseitigung des
Bauvorhabens wegen eines VerstoRRes
gegen bauplanungsrechtliche Vorschriften
nicht verlangt werden darf. Dies ist
zunachst sehr begriiRenswert!

[Fortsetzung auf ndchster Seite]

Im neuen Abs. 6 sollte auf
die letzten beiden
Halbsatze: ,[...], es sei
denn, dass eine
Beeintrachtigung von
Rechten Dritter dies
erfordert.” verzichtet
werden.

Abs. (6) sollte wie folgt
lauten:

,»(6) 'Wird nach
Fertigstellung des
Bauvorhabens die
Unwirksamkeit des
Bebauungsplans
festgestellt, so bedarf das
Bauvorhaben keiner
Baugenehmigung. *Seine
Beseitigung darf wegen
eines VerstoRes gegen
bauplanungsrechtliche
Vorschriften, der auf der
Unwirksamkeit des
Bebauungsplans beruht,
nicht verlangt werden.”




Allerdings kommt es im letzten Halbsatz
zu einer ganz wesentlichen
Einschrankung, indem namlich die
,Beeintrachtigung von Rechten Dritter”
von dieser Regelung ausgenommen wird.

In der Praxis werden bei Klagen gegen
Bebauungspldne nahezu immer die
Beeintrachtigungen Dritter als Klagegrund
herangefiihrt. Insofern wiirde dieser letzte
Halbsatz den neu vorgesehenen Absatz 6
ad absurdum fihren.

In der Begriindung fur diesen letzten
Halbsatz wird die Rechtsprechung des
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs zum
Nachbarschutz angefiihrt. Dem ist
entgegenzuhalten, dass Artikel 14 des
Grundsetztes (Eigentumsgarantie) immer
massiver eingeschrankt wird, indem die
Bebaubarkeit eines Grundstiicks
zunehmend faktisch von der ,,Gnade des
Nachbarn” abhangt.

Politisch sollte zudem dringend neu
abgewogen werden, ob eine einseitige
Besitzstandswahrung noch zeitgemaR ist.

Gesellschaftlich wiinschenswert erscheint,
dass dem Bauwilligen, also dem der
beispielsweise im Sinne der
gesellschaftlichen Notwendigkeiten
Wohnraum schaffen mochte, mehr
Schutzwirdigkeit zuerkannt wird.
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HIHK e. V. - Karl-Glassing-Stral3e 8 - 65183 Wiesbaden

An den Vorsitzenden des Ausschusses fur Wirtschaft,
Energie, Verkehr, Wohnen und landlichen Raum
Michael Boddenberg

Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

Stellungnahme des Hessischen Industrie- und
Handelskammertags (HIHK) zum Gesetzentwurf der
Landesregierung (Drs. 21/2380) — Drittes Gesetz zur Anderung der
Hessischen Bauordnung (Baupaket I)

Sehr geehrter Herr Boddenberg,

wir danken Ihnen fur die Mdglichkeit, in oben genannter Sache Stellung
zu nehmen.

Allgemeine Bewertung

Der Hessische Industrie- und Handelskammertag (HIHK) begrift aus-
dricklich den Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Bauord-
nung (HBO). Aus Sicht des HIHK handelt es sich um einen bedeutenden
Schritt, um das Bauen in Hessen schneller, glinstiger und unbdirokrati-
scher zu machen. Dies sind zentrale Voraussetzungen fur die Schaffung
dringend bendtigten Wohnraums flir Arbeits- und Fachkrafte und damit
fur die Sicherung des Wirtschaftsstandorts Hessen sowie flir eine Bele-
bung der hessischen Bauwirtschaft.

Positiv hervorzuheben ist, dass zahlreiche zentrale Forderungen aus
dem von der Kommission ,Innovation im Bau“ erarbeiteten Baupaket |
im Entwurf aufgegriffen wurden. Die Vorschlage der Kommission wur-
den unter breiter Beteiligung von Institutionen, Kammern und Verban-
den sowie weiteren Fachakteuren entwickelt. Entsprechend ist der vor-
liegende Entwurf auch als gemeinsames Ergebnis eines landesweiten
Diskussionsprozesses zu wurdigen.

Mit dem Baupaket | geht die Landesregierung einen grof3en Schritt in
Richtung einer modernen, investitionsfreundlichen und realitdtsnahen
Bauordnung, die auf Vereinfachung, Digitalisierung und mehr Vertrauen
in die Verantwortung der Bauherrinnen und Bauherren setzt. Dies gilt
u. a. fur:

e die Ausweitung genehmigungsfreier Vorhaben,
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¢ vereinfachte Regeln beim Umbau und der Aufstockung von Be-
standsgebauden,

e die Einflhrung von Genehmigungsfiktionen und Freistellungs-
verfahren,

e sowie die Reduktion technischer Anforderungen, die bislang er-
hebliche Baukosten ausgeldst haben.

Besonders begrifienswert ist, dass die Novelle auf zentrale Herausfor-
derungen der Wirtschaft reagiert — etwa durch:

e den Abbau regulatorischer Hirden,

¢ die Beschleunigung von Verfahren,

e den erleichterten Umgang mit Bestandsbauten und

e die aktivere Mobilisierung von Wohnbaupotenzialen in den Stad-
ten.

Damit werden wichtige wirtschaftliche Impulse gesetzt, um Wohnraum
in allen Preissegmenten schneller zu schaffen und Investitionen zu er-
leichtern.

Zur Regelung der Stellplatzpflicht (§ 52 Abs. 1a HBO)

Besondere Bedeutung hat aus Sicht des HIHK die Regelung zur (tem-
poraren) Einschrankung der Stellplatzpflicht. Die vorgesehene Befris-
tung bis 2030 sowie die klare Deckelung (0 bzw. max. 0,5 Stell-
platze/Wohnung) in den kreisfreien Stadten stellen einen ersten, aus
Sicht der Wirtschaft zu begriRender Kompromiss dar. Positiv hervorzu-
heben ist die nun erfolgte Klarstellung, dass in gemischt genutzten Ge-
bauden die reduzierte Stellplatzpflicht nur fir den jeweiligen Wohnanteil
gilt. Diese Differenzierung verbessert die Planungssicherheit in komple-
xen urbanen Projektentwicklungen.

Diese MalRnahme ist geeignet, insbesondere in urbanen Raumen:

e die Baukosten erheblich zu senken,

e die Flacheneffizienz zu verbessern und

e Projekte zu ermdglichen, die an uUberholten kommunalen Stell-
platzsatzungen bislang gescheitert waren.

Positiv bewertet der HIHK zudem die im Gesetz verankerten Evaluie-
rungsmechanismen: Die unteren Bauaufsichtsbehdrden berichten bis
Ende 2028, die Landesregierung informiert den Landtag bis Mitte 2029.
Diese Transparenz ist sinnvoll, um sachlich fundiert Gber eine Entfris-
tung oder landesweite Ausweitung zu entscheiden.
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Zu bautechnischen Anforderungen bei Aufstockung und Umnut-
zung (§§ 50, 51 HBO)

Die geanderte Regelung zu bautechnischen Anforderungen bei der Um-
nutzung, Aufstockung und dem Dachausbau (u.a. §§ 50, 51 HBO) wird
ausdricklich begrifit. Sie stellt klar, dass in diesen Fallen keine volle
Anwendung aller technischen Anforderungen (z. B. Abstandsflachen,
Brandschutz, Raumhoéhen) erforderlich ist. Damit steigt die Planungssi-
cherheit fur wirtschaftliche Nachverdichtungen, insbesondere im stadti-
schen Kontext.

Die Festlegung einer reduzierten Mindesthéhe von 2,10 m bei Raumho-
hen (§50) schafft einen praxistauglichen Kompromiss zwischen Nut-
zungspotenzial und baulicher Machbarkeit.

Zur Ausnahme fiir notwendige Treppen (§ 37 Abs. 4 HBO)

Die geanderte Fassung des § 37 Abs. 4 HBO schafft durch die neue Be-
zugnahme auf § 38 Abs. 1 Nr. 2 (,Treppen ohne eigenen Treppenraum®)
eine prazisere Abgrenzung bei Ausnahmefallen. Dies verbessert die
Auslegungssicherheit fir Bauherrschaften und Planer, insbesondere
bei kleinteiligen Bestandsumbauten.

Zum genehmigungsfreien Riickbau (§ 63a HBO)

Mit der Aufnahme zusatzlicher Punkte in § 63a HBO, etwa zur Beseiti-
gung von Anlagen in offentlicher Tragerschaft und der Erganzung zur
Standsicherheitspriifung angrenzender Gebaude, wird das Rickbau-
verfahren klarer und effizienter gefasst. Die neuen Regelungen zur An-
zeige- und Prifpflicht bei nicht freistehenden Anlagen schaffen Pla-
nungssicherheit und entlasten gleichzeitig die Bauaufsichtsbehdérden.

Zusatzlich zu den oben kommentierten und positiv bewerteten MalRnah-
men schlagt der HIHK Folgendes vor:

Einfuhrung einer Experimentierklausel

Spatestens seit der Corona-Pandemie unterliegen hessische Innen-
stadte einen tiefgreifenden Wandel, der mit dem Bedeutungsverlust des
Handels als Leitbranche und seinem Ruckzug aus der Flache, insb. in
zentralen Lagen, einhergeht. Als Folge breiten sich Trading-Down-Pro-
zesse und Leerstand aus und gefahrden die Zukunftsfahigkeit von In-
nenstadten und Ortszentren. Bei der Revitalisierung der Zentren spielen
Nutzungsmix-Projekte, in denen Wohnen, Kultur, Bildung, Freizeitmdog-
lichkeiten, Gastronomie und Handel sinnvoll miteinander kombiniert
werden, eine entscheidende Rolle. Fir die Erhaltung eines gesunden
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Branchenmixes in der Innenstadt fordern wir das Einpflegen einer Ex-
perimentierklausel in der HBO, die es dem Gewerbe erlauben soll, eine
Erweiterung der Tatigkeiten auf andere Gewerbetatigkeiten unkompli-
ziert und unburokratisch umzusetzen.

Fazit

Der HIHK bewertet den Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen
Bauordnung als richtigen Schritt fir mehr Wohnraumschaffung, wirt-
schaftliche Dynamik und zukunftsfahige Planungskultur. Die Offenheit
aller Akteure und der Handlungsdruck sollten weiter genutzt werden, um
weitere rechtliche Anderungen vorzunehmen.

In einem Baupaket Il kdnnten weitere Vorschlage aus der Kommission
aufgegriffen werden. Auch auf Bundesebene sollte sich das Land Hes-
sen aktiv fir den Abbau von blrokratischen Hemmnissen einsetzen,
z.B. im Bereich des Larmschutzes, der Musterbauordnung und bei DIN-
Normen.

Frank Aletter Frank Achenbach
Geschéftsfuhrer Federfuhrung Standortentwicklung
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architekten- und
stadtplanerkammer
hessen

AKH Bierstadter StraRe 2 65189 Wiesbaden

Hessischer Landtag

Der Vorsitzende des Ausschusses fir Wirtschaft,
Energie, Verkehr, Wohnen und Iandlichen Raum
Herrn Michael Boddenberg

Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

26. August 2025

Anhérung zum dritten Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung —

Entwurf vom 16. Juni 2025 (- Drucksache 21/2380 -) .
Préasident

Gerhard Grei
Sehr geehrter Herr Boddenberg, T 061117 9897

sehr geehrte Damen und Herren, praesident.greiner@akh.de

ich bedanke mich fiir die Gelegenheit fiir die Architekten- und Stadtplanerkammer
Hessen (AKH) zu dem von der Landesregierung vorgelegten Entwurf des Dritten
Gesetzes zur Anderung der Hessischen Bauordnung vom 17. Juni 2025 Stellung
nehmen zu durfen. Gleichfalls méchte ich mich an dieser Stelle fir die Mdglichkeit der
Mitwirkung in der Baukommission bedanken. Die vertrauensvolle Arbeit dort ist aus
unserer Sicht sehr ertragreich gewesen. Deswegen freuen wir uns darauf, dort weiter
mitarbeiten zu kdnnen.

Gegenuber der Entwurfsfassung vom 17. Marz 2025, die Grundlage der informellen
Anhérung im Friihjahr 2025 war, haben sich in einigen Punkten Anderungen ergeben,
oftmals redaktioneller Art.

A. Zunachst mdéchte ich auf folgende Punkte ndher eingehen:

1.) Starkung des Bauens im Bestand und der Nachverdichtung - § 51 HBO

Deutliche Anderungen haben sich ergeben, was die Ergénzung des § 51 HBO
anbelangt, um die Schaffung zusatzlichen Wohnraums durch Umnutzung bestehender
Gebaude in Wohnraum zu erleichtern oder durch den Ausbau von (Dach-)Geschos-
sen oder Aufstockung zusatzlichen Wohnraum zu schaffen. Die gegeniiber dem
ersten Entwurf vorgenommene Straffung der beabsichtigten Erganzung des § 51 HBO
wird grundsatzlich begruf3t. Die Regelung ist nunmehr wesentlich Ubersichtlicher
geraten. Auch wird der Ausbau von Geschossen weiter erleichtert, indem anlasslich
der MaRnahmen des Ausbaus oder der Aufstockung zusatzliche Anforderungen an
den Bestand mit Augenmal, ohne an unterschiedliche Gebdudeklassen anzuknipfen,
vorgesehen sind. Diese gegeniliber dem ersten Entwurf veranderte
Regelungssystematik wird weiterhin den wesentlichen Schutzzielen der HBO gerecht.
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Der privilegierte Ausbau eines Geschosses oder die privilegierte Aufstockung wurde
gegeniber dem ersten Entwurf vom Friihjahr 2025 eingeschrankt auf die einmalige
Aufstockung um nicht mehr als ein Geschoss (zuvor war auch eine Aufstockung um
zwei Geschosse vorgesehen) bzw. auf den Ausbau eines Geschosses. Mit der
Abkehr von der im Vorentwurf vorgesehenen Mdéglichkeit um mehr als ein Geschof}
aufstocken zu kénnen, wird das Potential der Schaffung von zuséatzlichem Wohnraum
im Bestand nicht ausgeschopft werden kdnnen. Dies ist bedauerlich, hierUber sollte
noch einmal nachgedacht werden.

Uneingeschrankt begriflt wird die gegenliber dem ersten Entwurf vorgesehene
weitere Erleichterung der Umnutzung von Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsrdumen

in Wohnraum in rechtmafig bestehenden Gebauden.

2.) Vereinfachung des Abweichungrechts - § 73 HBO

Ebenso war es eines unserer zentralen Anliegen, das Abweichungsrecht des § 73
HBO zu vereinfachen. Auch das konnte gelingen und wird seitens der AKH sehr
begrifit.

3.) Beibehaltung und Ausbau des Warmeschutznachweises - § 68 HBO

Bereits in unserer Stellungnahme vom 25. April 2025 zum ersten Entwurf des Dritten
Anderungsgesetzes hatten wir aus grundsatzlichen Erwagungen den vorgesehenen
Entfall des Warmeschutznachweises gemaf § 68 HBO kritisiert. Dies ist im nunmehr
vorliegenden Gesetzentwurf weiterhin vorgesehen. Es ist winschenswert, sich
proaktiv und aufgeschlossen dem Thema der Okobilanzierung in Gestalt von
bautechnischen Nachweisen zuzuwenden. Anders als ein Energieausweis adressiert
die Okobilanz nicht nur die Effizienz in der Betriebsphase. Die Okobilanz erfasst im
ersten Modul die Gebaudeerrichtung. Damit taucht unweigerlich die Aufgabe auf, dass
die bauordnungsrechtliche Gefahrenabwehr Ressourceneinsatzgebote beinhaltet, die
Okobilanz hingegen Ressourcenvermeidungsgebote erzeugt. Dieser Konflikt kann
nachgelagert im Energieausweisrecht nicht mehr gelést werden. Wenn das besonders
die Okobilanz bestimmende Gebaudetragwerk erst einmal gebaut ist, dann kann die
nachgelagerte Feststellung im Energieausweis, dass zu viel Ressourcen eingesetzt
wurden, daran auch nichts mehr &ndern. Das Ausweichen auf das System energie-
effizienzrechtlicher Betreiberpflichten, die repressiv in einem Ordnungswidrigkeits-
verfahren mit BuRgeldern belegt werden, ist vollkommen ungeeignet, die eigentlich
erforderlichen praventiven Steuerungsmallhahmen auszuldsen. Sich blo3 mit einer
Erfullungserklarung am Ende des Baus vor Inbetriebnahme zufriedengeben ist nicht
zielfihrend. Wird spater festgestellt, dass das zul. CO-Budget tUberschritten wurde,
soll dann die Konsequenz der nicht ausstellbaren Erfullungserklarung eine
Ruckbauverfligung sein, oder ein Bufdgeld? Im ersten Fall tragen die privaten
Eigentimer das Entwertungsrisiko bis zum Schluss, im zweiten Fall preisen die
cleveren Investoren ihre Ubernutzung des Klimas, d.h. die Hohe des BuBgelds, ein.
Das kann nicht gewollt sein.
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Es ist so einfach: Denn der Warmeschutznachweis setzt genau dieselbe
Massenermittlung voraus, die man fiir eine Okobilanz auch braucht. Es miissen
lediglich zuséatzlich die Massen, der Innenwande und Decken und der ansonsten
unbeheizten Raume einfliel3en.

Wir bedauerten es sehr, wenn nicht die Gelegenheit genutzt wiirde, statt der
Streichung des Warmeschutznachweis diesen nicht zum Ort der Okobilanz
auszubauen, just diesen Nachweis nach § 68 HBO neu dem vermeintlichen
Birokratieabbau zu opfern.

Stattdessen sollten die Vorziige eines praventiv steuernden Systems unter Nutzung
der schon vorhandenen Berufsrollen unter der Entlastungswirkung der Tatigkeit von
Nachweisberechtigten fir den Staat genutzt werden. Statt den Warmeschutznachweis
entfallen zu lassen, ist er als bautechnischer Nachweis zu erhalten.

Denn das Gegenteil eines Burokratieabbaus ist zu befiirchten. Wenn man dieses Feld
der Okobilanzierung komplett ins GEG wandern lasst, werden die repressiv zu
verfolgenden Falle mehr, die Streittrachtigkeit des Bauens steigt, und das
Auseinanderfallen von Baugenehmigung und Betriebssicherheit unter dem
Gesichtspunkt der Okobilanzierung wird die Bauaufsichten als Kritik treffen, nicht
andere ggf. noch beteiligte Behorden. Wir hatten unsere Kritik an den
Doppelberechnungen, die in Energieausweis und Warmeschutznachweis derzeit
erforderlich sind, immer so verstanden, dass man sich zugunsten des
Bauordnungsrechts als Verwaltungsinstrument und als fihrendem Verwaltungszweig
entscheidet.

Die MaRstabe der Berechnung der Okobilanz miissten in einem vom GEG zum
Gebaudeenergie und Ressourcenrecht erweiterten Bundesrecht verankert sein. Dafir
besteht ein bundeseinheitliches Regelungsbedirfnis. Auch dort ware mit im Bundesrat
zustimmungspflichtiger Zustandigkeitszuweisungsnorm zu klaren, dass die
Bauaufsicht federflihrend fiir den Vollzug dieses Instruments zustandig ist. Es ware
dann auch méglich, zur Entlastung der staatlichen Verwaltungsbehérden auf die
offentlich bestellten Nachweisberechtigten zurtickzugreifen. Dass diese nicht
bundesweit einheitlich bekannt sind, ist nicht Hindernis, sondern Auftrag der
Vereinheitlichung durch die Bauministerkonferenz. Was wir gar nicht verstehen, ist,
wenn diese Uberlegungen zur erforderlichen Verschlankung und Entlastung von
Birokratie uns seitens einiger Verantwortlicher gespiegelt werden als Wahrung von
Besitzstandsinteressen. Umgekehrt ist der Gedanke aber richtig: Gemeinsam sollten
Bauaufsichtsverwaltungen und die verkammerten Berufsstande der Architekten und
Ingenieure es sich zur Pflicht machen, in enger Abstimmung den europarechtlich
erforderlichen Hochlauf dieses neuen Feldes der Steuerung des Bausektors durch
Okobilanzkennwerte so zu organisieren, dass man moglichst die bereits vorhandenen
Berufsrollen im Bauwesen nutzt und nicht ganz neue, notwendiger Weise zusatzlichen
blrokratischen Aufwand erzeugende Beratungszweige schafft, die sodann auch noch
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repressive Verwaltungsverfahren bei anderen Ordnungsbehdrden oder 6ffentlich-
rechtlich Beliehenen wie Schornsteinfeger auslésen werden, welche aber selbst gar
nicht die Kompetenz haben, Tragwerksfragen unter dem Gesichtspunkt der
Okobilanzierung zu bewerten. Die schlechteste aller denkbaren Varianten wiére die
Erweiterung des Energieaudits um die Kontrolle der Okobilanzen und die Erstreckung
dieses Instruments auf den Wohnungsbau. Der TUV fordert das, es sollte aber allen
politisch Verantwortlichen klar sein, dass dann die Diskussion, die das sogenannte
~Heizungsgesetz“ schon ausgeldst hatte, nur der Vorbote eines viel grofieren Sturms
gewesen ist.

Wegen der Bedeutung des Themas kdnnen wir es nicht auf sich beruhen lassen. Wir
werden es in der Baukommission Il erneut aufgreifen. Was bleibt, ist mein Appell, den
Warmeschutznachweis nicht zu opfern. Wir werden alle gemeinsam spater feststellen,
wir brauchen ihn, dringender denn je und wie oben skizziert erganzt, um spater umso
gréReren Burokratieaufbau zu vermeiden.

B. Bereinigung widerspriichlicher Regelungen in kommunalen Satzungen

Ich méchte die Gelegenheit nutzen, einen Vorschlag zu benennen, der nicht
Gegenstand dieser Anhérung ist, gleichwohl méchte ich diesen Gedanken hier bereits
einbringen, bevor er méglicherweise in anderen Gremien diskutiert werden wird. Der
Vorschlag wurde von der AKH beim HMWEVWL, dem Ministerblro, dem Leiter der
Abt. VIl und den Leitenden der Referate 3 und 4 vorgetragen.

Das kommunale Satzungsrecht ist ein zentrales Element der kommunalen
Selbstverwaltung und muss erhalten bleiben. Es ist unabdingbar fir die Kommunen
zur sachgerechten Gestaltung und Regelung értlicher Angelegenheiten und
Bedurfnisse. Mir geht es lediglich um die Ausgestaltung.

Durch eine Vielzahl kommunaler Satzungen einer Gemeinde kann es im Bereich des
Bauordnungsrechts zu einer Uberregulierung in einzelnen Themenbereichen
kommen. Die bestehende Vielzahl von Satzungen kann dazu fiihren, dass sich
Regelungen unter Umstanden widersprechen. Zudem existieren veraltete Satzungen,
die aus verschiedenen Griinden, insbesondere Anforderungen des Umwelt- und
Naturschutzes, nicht mehr dem aktuellen Stand entsprechen, die aber gleichwohl zu
befolgen sind. Ich habe hiermit nur kurz umrissen, welches Spannungsfeld sich auftun
kann, mit dem Birger, die Verwaltung und die planenden Berufe zu kdmpfen und
umzugehen haben.

Auch die Zuganglichkeit und die Uberpriifbarkeit dieser Satzungen stellt flr
Birgerinnen und Blirger sowie Fachleute gleichermalien eine Hiirde dar.

Um dieses Problem aufzuldésen kdnnte beispielsweise eine Anpassung der
Satzungsermachtigung des § 91 HBO erfolgen.

Um eine angemessene Reduzierung und Straffung der Satzungen zu erreichen,
sehen wir im Kern vier Ansatzpunkte.
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1.) Offentlichkeitsbeteiligung

Eine Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung nach dem Vorbild der §§ 3, 4, 4a
BauGB auch firr solche Satzungen, die nicht in Form eines Bauleitplans nach dem
BauGB erlassen werden, tragt zur Akzeptanz und Qualitat der Satzungen bei. Nicht
bedachte Aspekte kénnten so bereits frihzeitig adressiert und gegebenenfalls
behoben werden.

2.) Ablauffrist/Evaluationsfrist

Ein aulRerdem vorgesehener Ablauf oder eine Evaluationsfrist férdert die Sicherung
von Relevanz und Aktualitédt der Satzungen. Die fehlende zeitliche Begrenzung fihrt
in der Praxis dazu, dass auch nicht mehr relevante Satzungen weiter zu befolgen
sind. Teilweise kommt es zum Erlass einer neuen Satzung, die einen ahnlichen
Bereich regelt, ohne dass das Bestehen einer alten Satzung bekannt und bedacht ist.

3.) Leitbild fur Satzungen

Vergleichbar mit dem in § 1 Abs. 5 BauGB fur die Bauleitplanung vorgesehenen
Leitbild sollten auch die aufgrund der Satzungserméachtigungen in der HBO
erlassenen Satzungen einem Leitbild folgen. Dieses Leitbild der Neuen Leipzig Charta
kann im Prinzip inhaltlich einfach auf diese Satzungen ibertragen werden. Die neue
Leipzig Charta formuliert drei Handlungsdimensionen ,gerechte Stadt / griine Stadt /
produktive Stadt” fir die Stadtentwicklungspolitik.

Gesetzgebungstechnisch muss man wohl auf die Staatszielbestimmungen des
Landes Hessen zurtickgreifen, um den Gedanken der gemeinwohlorientierten,
integrierten und nachhaltigen baulichen und stadtebaulichen Entwicklung zum
Ausdruck zu bringen. Damit kdnnte ein wichtiger Beitrag zur Sicherung einer
menschenwirdigen Umwelt und dem Schutz und der Entwicklung der natiirlichen
Lebensgrundlagen sowie der Forderung des Klimaschutzes und der Klimaanpassung
und der baukulturellen Erhaltung und Entwicklung der stadtebaulichen Gestalt und
des Orts- und Landschaftsbildes geleistet werden.

Die Kommunen kénnen durch Satzungen Vorschriften erlassen, die insbesondere
diesen Handlungsdimensionen entsprechen.

4.) Leitplanken fir die VerhaltnismaRigkeitsprifung

Durch die Einfliihrung von Leitplanken flr die VerhaltnismaRigkeitsprifung erhalt diese
Prifung einen systematischeren Rahmen und flihrt zu einer genaueren Prifung der
entsprechenden Kriterien. Diese detaillierte Aufstellung schafft Klarheit und benennt
die Kernpunkte der Abwagung.

Gleichzeitig sollte die Kommunalaufsicht nicht ausgeweitet, sondern die
Eigenverantwortung der Kommunen gestarkt werden. Ein struktureller Ansatz, der
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sowohl bestehende Regelungen Uberpriift als auch neue Kriterien fir die Geeignetheit
von Satzungen definiert, ware ein richtungsweisender Beitrag zu einem modernen
und ausgewogenen Satzungsrecht im Bauordnungsrecht.

Diesen Stein wollte ich an dieser Stelle ins Wasser werfen, ich wiirde mich freuen,
wenn wir dartiber ins Gesprach kommen wurden.

C. Weitere vorgesehene Anderungen im Einzelnen

Im Rahmen der Anhérung zum ersten Entwurf vom Friihjahr 2025 hatten wir zu
weiteren Punkten Stellung genommen. Wir nutzen gerne die Gelegenheit, auch im
Ausschuss diese Punkte vorzubringen. Als Anlage wird eine Tabelle Uberreicht. Die in
der linken Spalte der Tabelle grau unterlegten Bezugnahmen betreffen Paragrafen,

deren Anderung wir zusétzlich anregen.

Mit freundlichen GriiRen

-

rhard Greiner

Anlage:
Tabelle Anderungen HBO
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Anlage zur Stellungnahme der AKH zur Anderung der HBO

Anlage zur Text des Bezugs im Anmerkung/ Kommentar/ | Angeregte Anderung
Stellungnah | Gesetzentwurf Einwendung
me der
Architekten-
und
Stadtplanerk
ammer
Hessen zur
Anderung
der HBO
Bezug im
Gesetz oder
Gesetz-
entwurf [Art.
1§ /S. IBegr.]
§ 2 Abs.13 (13) Bauprodukte sind .... | Die Themen Anderung in Fett:
Kreislaufwirtschaft / (13) Bauprodukte und
Sekundarmarkt an wiederverwendete
Bauprodukten, Umsetzung | Bauprodukte
EPBD sind abzubilden
durch die Aufnahme der
Worte ,wiederverwendete
Bauprodukte*®
§3S.1 Anlagen sind so Aufnahme des Anderung in Fett:
anzuordnen, ......, dass Klimaschutzes als Anlagen sind so anzuordnen,
die offentliche Sicherheit Schutzziel | ... dass die 6ffentliche
und Ordnung, Sicherheit und Ordnung,
insbesondere Leben, insbesondere Leben,
Gesundheit und die Gesundheit und die
naturlichen natdrlichen
Lebensgrundlagen ..... Lebensgrundlagen und das
Klima
§ 15 Abs.1 Gebaude mussen einen Berucksichtigung der Anderung in Fett:
ihrer Nutzung und den ebenfalls Energie Gebdude mussen einen ihrer
klimatischen Verhaltnissen | verbrauchenden Kiihlung Nutzung und den
entsprechenden klimatischen Verhaltnissen
Warmeschutz haben sowie der Energie ziehenden
Kihlung entsprechenden
Warmeschutz haben. Dabei
ist der Aspekt der Energie
verbrauchenden Kiihlung
zu beriicksichtigen.
§ 51 Siehe oben unter A) 1.)
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lemke
Maschinengeschriebenen Text
Anlage zur Stellungnahme der AKH zur Änderung der HBO


§ 52 Abs. 1
Satz 2

Der neue Satz 2 wird
ausdricklich begridt —
unserer Auffassung nach
eine bedeutende
Erleichterung, da es so
gelingen kann
kostenglinstig und
kostenglnstiger als bislang
zusatzlichen Wohnraums
im Bestand zu schaffen.

§ 52 Abs. 1a

Der neue Absatz 1a wird
ausdricklich begruft,
insbesondere im
innerstadtischen Bereich
von Grof3stadten flhrt eine
Stellplatzpflicht, die oft nur
durch Tiefgaragen erfiillt
werden kann, zu hohen
Mehrkosten. Als eine
experimentelle Regelung
muss sie jedoch evaluiert
werden.

§ 52 Abs. 2-3

Werden, auch soweit sie
Uber die notwendigen
Folgeadnderungen wegen
Anderung des § 52 i.U.
hinausgehen, gleichfalls
begrift.

§ 62 Abs.3,
S.1,1.HS

(3) Die Bauherrschaft
kann bei Vorhaben, die
der
Genehmigungsfreistellung
unterfallen (§§ 64 oder 64
a), die Durchflihrung ...
verlangen.

§ 64 a — neu —ist eine
experimentelle Regelung,
die evaluiert werden soll.
Bitte auch die
Folgeanderung in § 62 Abs.
3 ab dem Jahr 2031, s. Z.
19 des Gesetzentwurfes,
evaluieren, s. AKH-
Begriindung zu § 64 a.

Bitte Evaluation ab 1-2031

§63a, S.2

S.2: Im Ubrigen ist die
beabsichtigte Beseitigung
. anzuzeigen.

Aus Griinden des
Klimaschutzes (s. § 3) sollte
zusatzlich zur Anzeige bei
der Bauaufsichtsbehorde
ein Co2-Preis ermittelt
werden. Hierflr sollte im
Bauvorlagenerlass eine
Vorlage vorgesehen
werden, sobald die
entsprechenden
bundesgesetzlichen
Grundlagen gegeben sind.

Bitte Aufnahme einer CO2-
Preis-Ermittlung im
Bauvorlagenerlass.
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§ 64 Abs.6,
S.1und 2

(6) Wird nach
Fertigstellung des
Bauvorhabens die
Unwirksamkeit des
Bebauungsplans
festgestellt, so bedarf das
Bauvorhaben keiner
Baugenehmigung. Seine
Beseitigung darf wegen
eines Verstoles gegen
bauplanungsrechtliche
Vorschriften, der auf der
Unwirksamkeit des
Bebauungsplans beruht,
nicht verlangt werden, es
sei denn, dass eine
Beeintrachtigung von
Rechten Dritter dies
erfordert.

Im S. 1 sollte anstelle der
,Fertigstellung“ auf die
Baubeginnsanzeige
abgestellt werden. Mit der
vorgeschlagenen Anderung
wird dem
Vertrauensschutzgedanken
Rechnung getragen. Dieser
muss zugunsten der
Bauherrschaft bereits
wahrend der Bauphase
gelten und nicht erst nach
der Fertigstellung.

Der letzte Halbsatz des S. 2
(,es sei denn, dass eine
Beeintrachtigung von
Rechten Dritter dies
erfordert.”) steht dem
Vertrauensschutzgedanken
zugunsten der
Bauherrschaft, die im
Zeitpunkt der Prufung einer
Genehmigungsbedurftigkeit
auf die Rechtswirksamkeit
eines Bebauungsplanes
vertrauen durfte, entgegen.
Bis Bauplanungsrecht
geschaffen ist, vergehen in
der Regel einige Jahre.
Sehr haufig wird
anschlief3end (in der aller
Regel von Nachbarn) der
Verwaltungsrechtsweg
beschritten, was sich
ebenfalls Uber mehrere
Jahre hinziehen kann. So
kann bis zum Baubeginn
ein ganzes Jahrzehnt und
mehr vergehen kann. In
letzter Konsequenz erfolgt
damit eine
Risikoverlagerung auf den
Bauwilligen, dessen
Schaden durch z. B.
Zinsverluste, steigende
Baukosten, verandertes
Marktumfeld ein
Mehrfaches der
Prozesskosten des Klagers
sein kdnnen.

Dieses Problem ist nun
offensichtlich grundsatzlich

Anderung in fett:

»,1Wird nach der
Baubeginnsanzeige (§ 75
Absatz 3 Ziff. 1) des
Bauvorhabens die
Unwirksamkeit des
Bebauungsplans festgestellt,
so bedarf das Bauvorhaben
keiner Baugenehmigung.
2Seine Beseitigung darf
wegen eines Verstolles
gegen bauplanungsrechtliche
Vorschriften, der auf der
Unwirksamkeit des
Bebauungsplans beruht, nicht
verlangt werden.”
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erkannt und soll durch den
neuen Absatz 6 gelindert
werden, indem eine
nachtragliche Beseitigung
des Bauvorhabens wegen
eines VerstolRes gegen
bauplanungsrechtliche
Vorschriften nicht verlangt
werden darf. Dies ist sehr
begrifienswert.

Allerdings kommt es im
letzten Halbsatz zu einer
ganz wesentlichen
Einschrankung, indem
namlich die
.Beeintrachtigung Dritter*,
die regelmaRig in den
Verwaltungsstreitverfahren
geltend gemacht werden,
zu einer Ausnahme von
dieser Regelfuhrt.

Insofern nimmt dieser letzte
Halbsatz den neu
vorgesehenen Absatz 6
(unter Verweis in der
Begrindung auf die
Rechtsprechung des
Hessischen
Verwaltungsgerichtshofs) in
guten Teilen wieder zurtck.
Sollte unserem Anliegen
aus Grinden der Wahrung
der Rechtsstaatlichkeit je
nicht entsprochen werden
kénnen, dann musste
zumindest der Mal3stab
deutlich verscharft werden,
und gefordert werden, dass
trotz schitzenswerten
Vertrauens zwingende
Erfordernisse gegeben
sind, die es unzumutbar
erscheinen lassen, die
Beeintrachtigung Dritter
nicht zu beseitigen, wobei
es das
VerhaltnismaRigkeitsprinzip
erforderlich machen durfte,
Kompensationsleistungen
wie angemessen
Entschadigungszahlungen
als Vorstufe zu
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tatsachlichen

Rickbauforderungen
zuzulassen.
§ 64 a Bis zum 31.12.2030 gilt § | Vor allem deshalb, weil
64 Abs. 1 Satz 1 Nr.2 bis seitens der AKH bezweifelt
Nr. 5 entsprechend wird, dass die Neuregelung
..... Satz eine Beschleunigung
erwarten lasst, ist die
angekulndigte Evaluierung
durchzufiihren.
§ 68 Abs.1, (1) Nachweise flr die | Durch die Streichung des Anderung in Fett:
S.1 Standsicherheit Wortes Warmeschutz soll Nachweise fiir die
..., den auf die Aufstellung eines Standsicherheit ..., den

Schallschutz

Warmeschutznachweises
im
Baugenehmigungsverfahre
n verzichtet werden.

Ein Warmeschutznachweis
/ Energieausweis dient aber
wie der
Schallschutznachweis der
Erflllung der Schutzziele
des § 3 HBO und muss
daher nach Auffassung der
AKH wie bisher Bestandteil
eines
Baugenehmigungsverfahre
ns bleiben. Die AKH sieht
den geordneten Vollzug
gefahrdet, wenn die
Zustandigkeit nicht im
Bereich der
Bauaufsichtsbehorden
verbleibt.

Der hessische
Landesgesetzgeber sollte
die Regelung
entsprechender Aufsteller-
Berechtigungen auch nicht
alleinig dem Bund bzw.
dem § 88 GEG uberlassen.

Schall- und Warmeschutz

Mit anderen Worten soll die
bisherige Regelung
unverandert bleiben.
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§ 68 Abs.5

(5) Die Nachweise des
Schallschutzes sind von
.... berechtigten Person
zu erstellen.

Durch die Streichung des
Wortes Warmeschutz soll
auf die Aufstellung eines
Warmeschutznachweises
im
Baugenehmigungsverfahre
n verzichtet werden.

Ein Warmeschutznachweis
/ Energieausweis dient aber
wie der
Schallschutznachweis der
Erfullung der Schutzziele
des § 3 HBO und muss
daher nach Auffassung der
AKH wie bisher Bestandteil
eines
Baugenehmigungsverfahre
ns bleiben. Die AKH sieht
den geordneten Vollzug
gefahrdet, wenn die
Zustandigkeit nicht im
Bereich der
Bauaufsichtsbehdrden
verbleibt.

Der hessische
Landesgesetzgeber sollte
die Regelung
entsprechender Aufsteller-
Berechtigungen auch nicht
alleinig dem Bund bzw.
dem § 88 GEG uberlassen.

Anderung in Fett:

(5) Die Nachweise des

Schall- und Warmeschutzes
. sind von ... berechtigten

Person ...

Mit anderen Worten soll die
bisherige Regelung
unverandert bleiben.

§ 68 Abs. 4
S.1

Bei Gebauden der
Gebaudeklasse 5 ...
muss der Nachweis des
vorbeugenden
Brandschutzes von
Prifsachverstandigen flr
Brandschutz ...

Wenn die GroRRgaragen
zuklnftig in die
Prufberechtigung der
Priufsachverstandigen fur
Brandschutz fallen sollen,
sollten konsequenterweise
auch die Sonderbauten
allgemein in den Katalog
der Prifberechtigungen
aufgenommen werden. Die
AKH bezieht sich auf ihre
Begriindung aus friheren
HBO-Stellungnahmen.

Anderung in Fett:

Bei Gebauden der
Gebaudeklasse 5,
Grolgaragen und
Sonderbauten muss der
Nachweis des vorbeugenden
Brandschutzes von
Prifsachverstandigen fir
Brandschutz ...

§ 73 Abs. 1

Die Anderungen werden
ausdricklich begrit.
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§ 90 Abs.1,
S. 1

(1) Die
Anforderungen
nach § 3 kénnen
durch Technische
Baubestimmungen
konkretisiert
werden.

S. 1 ist sehr weit gefasst.
Dies vor dem Hintergrund,
dass die Dichte des
Erlasses von technischen
Bestimmungen in Hessen
sehr hoch ist.

Es sollte eine Formulierung
aufgenommen werden, die
die Tatbestande fur den
Erlass einer technischen
Bestimmung prazisiert
durch Ergénzung eines
Kontrollprinzips der
Erforderlichkeit.

Anderung in Fett:

Die Anforderungen nach § 3
koénnen durch Technische
Baubestimmungen nach
Priifung ihrer
Erforderlichkeit konkretisiert
werden, bzw. wenn der
Gesetzeszweck der
Gefahrenabwehr nach § 3
anders nicht erreicht
werden kann.
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Hessischer Handwerkstag -
Postfach 2960 - 65019 Wiesbaden

Hessischer Landtag

Der Vorsitzende des Ausschusses flr Wirtschaft, Energie,
Verkehr, Wohnen und landlichen Raum

Herrn Michael Boddenberg

Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

per E-Mail

Offentliche Anhorung des Ausschusses fiir Wirtschaft, Energie, Verkehr,
Wohnen und ldndlichen Raum zum Gesetzesentwurf der Landesregierung
zum Dritten Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung - Drucksache
21/2380 -

Sehr geehrter Herr Boddenberg,
sehr geehrte Damen und Herren,

fiir die uns eingerdumte Moglichkeit zur Stellungnahme zu dem oben ge-
nannten Gesetzesentwurf bedanken wir uns und liberlassen lhnen nachfol-
gend unsere Anmerkungen, die auf den Eingaben der beteiligten handwerkli-
chen Fachverbdnde beruhen.

Zu den einzelnen Vorschriften auRern wir uns wie folgt:
Zu § 2 (Begriffe, Sonderbauten)

BegriifSt wird, dass bestimmte bauliche Anlagen wie zum Beispiel grofRere
Verwaltungsgebdude nicht mehr als Sonderbauten, sondern als Regelbauten
eingestuft werden. Uberlegt werden kénnte, ob nicht auch Bildungsbauten
bei Einsatz moderner Brandschutzkonzepte als Regelbauten angesehen wer-
den kénnten.

Zu § 6 (Abstandsfldachen und Abstédnde)

Die Reduzierung der Abstandsflachen in Gewerbe- und Industriegebieten ist
nach unserem Dafiuirhalten durchaus auch kritisch zu sehen, da sie einerseits
zu baulichen Verdichtungen durch Erweiterungen flihrt, andererseits aber
auch zu neuen Auflagen flr Nachbarbetriebe flihren kann, die die Vorgaben
der TA Luft und der TA Larm einhalten missen. Dies kann gegebenenfalls er-
hebliche Investitionen des betroffenen Betriebes durch technische Nachris-
tungen oder bauliche MaRnahmen nach sich ziehen, insbesondere bei Be-
trieben, die die vorgegebenen Grenzwerte gerade so einhalten kdnnen.

27. August 2025
Unser Zeichen: Il. 1-Bru-Yz

Ansprechpartner:

Markus Bruns

Telefon 0611 136-104

Telefax 0611 136-8104
markus.bruns@hwk-wiesbaden.de

Hausanschrift:

Bierstadter Stralle 45
65189 Wiesbaden
info@handwerk-hessen.de
www.handwerk-hessen.de

Prasident:

Stefan Full

Geschiéftsfihrer:

komm. Dr. Christoph Gelking

Der HHT ist die Spitzenorganisation
des hessischen Handwerks

Wiesbadener Volksbank
IBAN DE20 5109 0000 0000 2472 00
BIC (Swift-Code) WIBADE5W


www.handwerk-hessen.de
mailto:info@handwerk-hessen.de
mailto:markus.bruns@hwk-wiesbaden.de

Zu § 42 (Aufziige)

Die Einfihrung eines Begriffs der notwendigen Aufziige flihrt zur Rechtsunsicherheit, da es sich um
einen unbestimmten Rechtsbegriff handelt, so dass das Wort ,,notwendig” gestrichen werden und es
beim bisherigen Wortlaut verbleiben sollte. Ansonsten sollte in § 2 eine Definition des notwendigen
Aufzuges erfolgen, da sich lediglich aus der Gesetzesbegriindung ergibt, um welche Fille es sich han-
delt.

Zu § 50 (Aufenthaltsraume)

Die Reduzierung der lichten Raumhohe auf 2,10 Meter nach Absatz 1 Satz 3 fir rechtmaBig beste-
hende Gebaude, die aufgestockt, aus- oder umgebaut oder anders genutzt werden sollen, ist positiv
zu sehen. Uberlegenswert wire, ob die Mindestraumhdhe nicht generell auf 2,20 Meter reduziert
werden kdnnte.

Zu § 51 (Wohnungen)

Die Begrenzung der Abstellraumpflicht auf Wohnungen in den Gebaudeklassen 3 bis 5 ist aus Verein-
fachungs- und Kostengriinden zu begriRen.

Zu § 52 (Garagen, Stellplatz usw.)

Die Regelung, dass in Gro3stadten (iber 100.000 Einwohner bei der Errichtung von Wohngebauden
mit bis zu 14 Wohneinheiten keine Stellplatzpflicht besteht und bei Wohngebduden mit mehr als 14
Wohneinheiten lediglich 0,5 Stellplatze je Wohneinheit gefordert werden dirfen, ist einerseits unter
dem Aspekt der Baukostensenkung positiv zu sehen. Andererseits wird dadurch der Druck auf den
offentlichen Parkraum, der in den GroRstdadten ohnehin schon vorhanden ist, noch deutlich zuneh-
men. Handwerksbetriebe, die innerstadtisch ihren Dienstleistungen bei Kunden erfillen wollen, ha-
ben damit noch mehr als bisher das Problem nicht in der Nahe der Kunden parken zu kénnen. Der
Handwerkerparkausweis hilft hier nur begrenzt weiter, zumal er auch nicht das Parken in Be- und
Entladezonen ermdglicht; diese liegen regelmaRig in absoluten Halteverbotszonen. Bei erfolgenden
Aufstockungen diirfte sich die gleiche Situation an den Betriebsstatten ergeben.

Losen lieRe sich die Problematik unseres Erachtens durch die Ausweisung von speziellen Andienungs-
und Versorgungsflachen flr Dienstleister in Innenstadten und innenstadtnahen Bezirken.

Daruber hinaus diirfte die Ablosung der Herstellungspflicht fiir Stellplatze durch einen festzusetzen-
den Geldbetrag gemaR Absatz 7 zu begriRen, da insbesondere bei Betriebserweiterungen auch die
Anzahl der erforderlichen Stellplatze erhht werden misste, was in vielen Fallen raumlich nicht mog-
lich ist. Vor allem bei Kfz-Werkstatten, die je Reparaturplatz funf bis sieben Stellpldtze vorweisen
sollten, diirfte sich die Senkung der anzusetzenden AblGsebetrage positiv auswirken.

§ 60 (Zustdndigkeiten, personelle Besetzung)

Dass die Bauaufsichtsbehorden personell und materiell angemessen ausgestattet sein sollen, ergibt
sich bereits aus der jetzigen Fassung des Absatz 2, so dass es keiner Neuregelung bedarf.
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Zu § 62 (Grundsatz)
Der Verzicht auf das Schriftformerfordernis wird positiv bewertet.
Zu § 63a (Abbruch, Beseitigung)

Hinsichtlich der hier vorgesehenen Genehmigungsfreistellung von Abrissarbeiten sehen wir einen
wesentlichen Interessenskonflikt. Die Genehmigungsfreistellung fordert den vorschnellen Abriss von
Gebaduden und lauft damit dem Gedanken der Kreislaufwirtschaft zuwider. Im Sinne der Kreislauf-
wirtschaft sollte vielmehr das Sanieren und Renovieren geférdert werden, ein Ziel, welches an ande-
ren Stellen des Gesetzesentwurfs zum Beispiel durch Verfahrenserleichterungen beim Ausbau von
Dach- und Kellergeschossen zur Nachverdichtung zum Ausdruck kommt. Die jetzige Entwurfsfassung
diirfte jedoch primar das zirkuldre Prinzip bei baulichen Anlagen hemmen. Ergdanzend wiirden ohne-
hin bereits knappe Deponieflaichen weiter beansprucht werden.

Bedacht werden sollte zudem, dass die Demontage beziehungsweise der Austausch von AulRenein-
heiten von Warmepumpen anzeigepflichtig werden wiirde, was bislang nicht der Fall war. Anlagen
wie AulReneinheiten von Warmepumpen sollten daher von der Anzeigepflicht nach Satz 2 nicht er-
fasst sein.

Zu §§ 64 (Genehmigungsfreistellung), 64a (erweiterte Genehmigungsfreistellung...)

Beide Regelungen betreffen die Erweiterung der Genehmigungsfreistellung und werden positiv be-
wertet. Uberlegt werden sollte, ob nicht im Rahmen einer Evaluierung der baulichen Praxis bis 2030
weitere geeignete Bauvorhaben wie zum Bespiel kleine Anbauten in die Genehmigungsfreistellung
aufgenommen werden kénnten.

Zu § 73 (Abweichungen)

Dass Abweichungen nunmehr zugelassen werden sollen statt konnen, wenn die Schutzziele unter Be-
ricksichtigung des § 3 erfillt bleiben, sehen wir positiv, insbesondere, wenn bestehende Gebadude
weitergenutzt werden, es sich um die Erzeugung/Nutzung erneuerbarer Energien handelt oder neue
Bau- und Wohnformen erprobt werden sollen. Somit wird die Einfihrung des Gebaudetyps E bauord-
nungsrechtlich ermdglicht. Auch der Verzicht auf die Schriftform im Zuge der Digitalisierung ist zu
begriiRen.

Angeregt wird, bei Abweichungen einheitliche BewertungsmaRstadbe fiir innovative Bauprojekte in
die Handlungsempfehlungen aufzunehmen, um sicherzustellen, dass solche Projekte landesweit ein-
heitlich behandelt werden.

Zu § 74 (Baugenehmigung)
Die Verldangerung der Genehmigungsdauer auf fiinf Jahre und Unterbrechungen bis zu zwei Jahren
begriiRen wir. Uberlegt werden sollte, falls die betreffenden Bauvorhaben dennoch langer andauern

wirden, die Frist formlos um eins bis zwei Jahre verlangern zu kdnnen, wenn keine Rechtsdanderun-
gen oder Gefahren dagegensprechen.

Seite 3von 4



Zu Anlage Abschnitt | Nr. 2.5

Vorgeschlagen wird, die bisherige Regelung um folgenden Passus zu erganzen:

Die Vorbehalte gelten nicht fir energiesparende MaRnahmen, wenn a) der Warmeschutz durch Er-

tlchtigung und/oder Erganzung der vorhandenen Zwischensparrendammung ausgefiihrt oder b) als
Zwischen- und Aufdachdammung oder als Aufdachdammung erfolgt und sich die Eigengewichtslas-

ten der Warmedammung sowie der Dachhaut insgesamt nicht erhéhen.

Der Nachweis hierliber kann durch den Fachunternehmer ausgefiihrt werden.

Zu Anlage Abschnitt | Nr. 3.11

Die angegebene Speichermenge von 20 Kilogramm ist zu niedrig angesetzt und sollte auf 50 Kilo-
gramm erhoht werden. Ein Wasserstoffspeicher-Druckgasflaschenbiindel in der Standartgrofie von
12 x 50 Liter und 300 bar speichert circa 40 Kilogramm, so dass eine Erhohung angemessen erscheint.

Zu Anlage Il Nr. 3

Vorgeschlagen wird, die bestehende Nummer 3 um folgende Satz zu erganzen:

Der Freistellungstatbestand gilt auch flr zusatzliche energiesparende MalRnahmen, wenn der War-
meschutz als Zwischen- und /oder Aufdachdammung ausgeftihrt wird und sich die Eigengewichtslas-

ten der Warmedammung sowie der Dachhaut insgesamt nicht erhéhen.

Mit freundlichen GrifRRen

Stefan Full
Prasident
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Hessischer Landkreistag - Frankfurter Str. 2 - 65189 Wiesbaden

Hessischer Landtag Frankfurter Str. 2
Ausschuss fir Wirtschaft, Energie, 65189 Wiesbaden
Verkehr, Wohnen und landlichen Raum Telefon  (0611) 1706 - 0

F A h hft fh . Durchwahl (0611) 17 06- 37
rau AUSsC USSgeSC afistunrerin Telefax-Zentrale (0611) 17 06- 27

Heike Schnier PC-Fax-Zentrale (0611) 900 297-70
Schlossplatz 1-3 PC-Fax-direkt  (0611) 900 297-
65183 Wiesbaden

e-mail-Zentrale: info@hlt.de
e-mail-direkt: theis@hlt.de
www.HLT.de

Datum: 27.08.2025
Az.: Th/630.011

Gesetzentwurf der Landesregierung fiir ein Drittes Gesetz zur Anderung der
Hessischen Bauordnung, LT-Drs. 21/2380

Ihr Schreiben vom 03. Juli 2025, Az: P 2.4

Stellungnahme des Hessischen Landkreistags

Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,
sehr geehrte Frau Schnier,

wir bedanken uns fur lhr 0.g. Schreiben, mit dem Sie uns den Gesetzentwurf der
Landesregierung fir ein Drittes Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung
zur Stellungnahme Ubersandt haben.

In diesem Zusammenhang mdchten wir auf unsere Stellungnahme an das Hessische
Wirtschaftsministerium vom April dieses Jahres verweisen. In dieser hatte der Hessi-
sche Landkreistag deutlich kritisiert, dass die zur Ausfihrung und Umsetzungskon-
trolle der Bauvorschriften mafigeblich berufene kommunale Ebene und ihre Spitzen-
verbande nicht in die Beratungen der vom Ministerium eingesetzten vorbereitenden
Kommission ,Innovation im Bau“ eingebunden wurden. Eine friihzeitige und intensive
Befassung mit den vorgeschlagenen Anderungen und ihren mdglichen Folgen konn-
te demnach nicht fundiert erfolgen.

Dies vorangestellt erklart sich der Hessische Landkreistag zu dem vorgelegten Ge-
setzesentwurf wie folgt:

Allgemein ist anzumerken, dass eine Anderung der Hessischen Bauordnung (HBO)
zur Entlastung der Hessischen Bau- und Wohnungswirtschaft, zur Vereinfachung und
Beschleunigung von Verwaltungsverfahren, sowie insbesondere zum Setzen von Im-
pulsen zur Schaffung von dringend bendtigtem Wohnraum, grundsatzlich begrifdt
wird.


www.HLT.de
mailto:theis@hlt.de
mailto:info@hlt.de

Erwartungsgemal zeigt der Gesetzesentwurf erwinschte erleichternde Regelungen
zum Wohnungsbau und zum Ausbau Erneuerbarer Energien. Ob einige dieser ange-
strebten Verfahrenserleichterungen in der Praxis tatsachlich zu einer Verfahrensbe-
schleunigung fiihren werden, erscheint jedoch in Teilen zweifelhaft.

Beispielhaft sei hier die Genehmigungsfreistellung bestimmter Abbruchmaflinahmen
nach § 63a HBO genannt. Zugunsten von ,Verfahrensfreiheit® und ,Verfahrenser-
leichterung”“ riicken an die Stelle einer bislang bindelnden Baugenehmigung, welche
alle weiteren notwendigen Genehmigungen inkludiert hatte, in der Folge einzelne na-
turschutzrechtliche Eingriffs- bzw. Artenschutzgenehmigungen sowie ggf. auch
denkmalrechtliche Abbruchgenehmigungen, womit letztendlich ein Genehmigungs-
verfahren fur die Bauherrschaft nur an andere Stellen verlagert und nicht erspart
wird. Dass derartige Veranderungen im Ergebnis zu Verfahrensbeschleunigungen
beitragen, wird stark bezweifelt. Ebenso bergen Genehmigungsfreistellungen die Ge-
fahr, Regelungsbedarfe im Nachgang in den repressiven Bereich zu verlagern, was
fur das Gesamtverfahren keinerlei Erleichterung, Beschleunigung oder Kostensen-
kung bedeutet, sondern vielfaltige neue Problemstellungen hervorruft.

Auch neue temporare Regelungstatbestande in Form von Experimentierklauseln
(z.B. § 52 Abs. 1a) sind geeignet, Rechtsunsicherheit zu erzeugen oder zu spateren
Zeitpunkten Mehraufwand zu generieren, und stehen damit einer EntbUrokratisierung
kontraproduktiv gegenuber.

Zuséatzlich konterkarieren einige im Entwurf enthaltenen Anderungen in Teilen die In-
teressen der Landkreise, Stadte und Gemeinden und lassen entsprechende Erleich-
terungen oder Einsparungen vermissen. So ist z.B. durch den Wegfall von Stellplatz-
verpflichtungen oder die Einfuhrung von Genehmigungsfreistellungen mit finanziellen
Ausfallen bei den Bauaufsichtsbehdrden zu rechnen, ohne dass diese durch paralle-
le Einsparungen kompensiert wiirden. Eine Beschneidung kommunaler Rechte leh-
nen wir ebenso ab wie eine Untergrabung der Satzungshoheit der Kommunen.

Wir bitten um Kenntnisnahme.

Mit freundlichen GriRRen

Dr. Michael H. Koch
Geschaftsfihrer



Stellungnahme

des Verbandes der Siidwestdeutschen Wohnungswirtschaft e.V.
(VAW sudwest)

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung eines Dritten Gesetzes zur
Anderung der Hessischen Bauordnung - Drucks. 21/2380

Vorbemerkung

Der Verband der Sudwestdeutschen Wohnungswirtschaft vertritt ca. 200 o6ffentliche,
kommunale, genossenschaftliche, kirchliche und private Wohnungsunternehmen mit einem
Bestand von rund 450.000 Wohnungen. Diese Unternehmen stehen wie keine anderen fur
sozial orientiertes Wohnen. Mit einer Durchschnittsmiete von 7,30 €/m? in Hessen bieten sie
ein bezahlbares Zuhause fur eine Vielzahl von Menschen. Diese grundlegende Zielsetzung
unserer Mitgliedsunternehmen wird derzeit durch verschiedene Rahmenbedingungen
deutlich erschwert, in Teilen sogar gefahrdet.

Einer der Hauptgrinde daflr ist die bekannte Entwicklung der Baukosten in der jungeren
Vergangenheit, die die Zurverfugungstellung eines ausreichenden und dringend bendtigten
Angebots an neuen bezahlbaren Wohnungen aktuell und nicht nur fur die sozialorientierte
Wohnungswirtschaft nahezu unmaéglich macht, was sich auch in drastischen Ruckgangen der
Anzahl an Baugenehmigungen und Baufertigstellungen duBert.

Aus diesem Grund setzt sich der VAW sudwest in vielfaltigen Bereichen intensiv fur
gesetzliche Anderungen und Anpassungen ein, die einen Beitrag dazu leisten kénnen, das
Bauen wieder gunstiger zu machen. Einer der wesentlichen Ansatze ist dabei das
Bauordnungsrecht auf Landerebene.
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Gesamtbewertung

Insoweit begriRt der VAW siidwest vorliegend alle Anderungsvorschlége, die zu dieser
Zielsetzung beitragen. In diesem Rahmen halten wir den vorliegenden Gesetzentwurf flr
einen ganz wesentlichen Schritt in die richtige Richtung, auch wenn aus unserer Sicht an der
einen oder anderen Stelle noch der Mut der Landesregierung fehlt, einen zielfUhrenden
LZweiten Schritt” zu gehen, bspw. bei den Kfz-Stellplatzen.

Der VAW sudwest halt viele der im vorliegenden Gesetzentwurf geplanten Regelungen fur
positiv und zielfuhrend. Wir begruRen samtliche Regelungen, durch die die aktuell
wirtschaftlich kaum darstellbaren hohen Baukosten gesenkt werden kénnen, durch die der
unverhaltnismalig hohe Burokratieaufwand verringert werden kann, durch die Verfahrens-
und Formerleichterungen im Baugenehmigungsverfahren erzielt werden kénnen und durch
die letztlich ein grol3erer bedarfsorientierter und zugleich weniger regulierter Ermessens-
und Entscheidungsspielraum fir Bauherren geschaffen werden kann, (z. B. 88 42 Abs. 5-E,
50 Abs. 1-E, 63a-E, 64a-E).

Grundlegend und mit ausschlaggebend fur den insgesamt positiven Entwurf ist nach
unserem Daflrhalten auch der Prozess, der der Erstellung vorweggeschaltet war und in ganz
vielen Punkten in die konkreten Anderungsvorschlage mindete. Die Einbeziehung des VdW
sudwest und etlicher weiterer bedeutender Institutionen und Experten in die Kommission
Innovation im Bau war nicht nur ein deutliches Signal der Landesregierung, die dringend
erforderliche Weiterentwicklung der Hessischen Bauordnung (HBO) nicht an der Praxis
vorbei, sondern eben gemeinsam mit der Praxis anzugehen. Vielmehr hat die intensive,
weitgehend ergebnisoffene und jederzeit konstruktive Arbeit der Kommission auch dazu
geflhrt, dass zunachst ein Eckpunktepapier entstanden ist, das weitgehend als Grundlage
fur den vorliegenden Gesetzentwurf gedient hat. Eckpunktepapier und Gesetzentwurf
eroffnen jedenfalls erhebliche Médglichkeiten, die skizzierte Kostenentwicklung zum
Positiveren zu lenken, soweit dies separat im Bauordnungsrecht Gberhaupt méglich ist. Klar
ist aber auch, dass die HBO nur eine Stellschraube in einer Vielzahl von europaischen,
bundes-, landes- und kommunalrechtlichen Gesetzen, Bestimmungen und Vorgaben nebst
eingetretenen faktischen Entwicklungen ist, an der intensiv gedreht werden muss. Diese eine
Stellschraube ist aber jedenfalls weitgehend angemessen justiert worden.

Mit den geplanten Anderungen werden auch viele der vom VdW siidwest bereits in der
Vergangenheit sowie im Vorfeld und im Laufe der Kommissionsarbeit erhobenen
Forderungen aufgegriffen und sollen umgesetzt werden, insbesondere auch im Bereich der
Nachverdichtung.
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Weil die meisten der von der Kommission erarbeiteten Eckpunkte und Empfehlungen in den
vorliegenden Entwurf eingeflossen sind, beschréanken wir uns im Folgenden nur punktuell
auf abweichende und daruberhinausgehende Regelungen.

Zu den einzelnen Regelungen:
§ 8 Abs. 2-E

.Werden mehr als 12 Wohnungen errichtet, ist auf dem Baugrundstiick oder éffentlich-rechtlich
gesichert in unmittelbarer Nahe ein Spielplatz fiir Kleinkinder (bis zu sechs Jahren) anzulegen, zu
unterhalten und in die Bepflanzung der nicht iberbauten Fldchen einzubeziehen.”

Zwar begruBen wir die vorgesehenen Erleichterungen fur Nachverdichtungen,
Umnutzungen etc. (Ziff. 1) und Quartiere (Ziff. 4). Doch wird, ahnlich wie bei der
Stellplatzpflicht, von der im Eckpunktepapier angedachten ausnahmslosen Streichung
Abstand genommen und eine Regulierung beibehalten. Hier geht es dem VdW sudwest
keinesfalls um die Verhinderung von Spiel- und Bewegungsflachen fur Kinder, aber Kritik
besteht, wie bei den Stellplatzen, an der Beibehaltung von regulierenden Vorgaben, zumal
gerade bei Spielplatzen eine Kommune im Rahmen der kommunalen Gestaltungsrechte
auch eine gemeindliche Planungshoheit hat, bspw. durch entsprechende Festsetzungen im
Bebauungsplan, und so die eigentlich ihr originar obliegenden Aufgabe, ausreichende
Spielflachen zu schaffen, umsetzen kdnnte. Ziel sollte es sein, moglichst einfache Regelungen
zu schaffen und aus dem in der behdérdlichen Umsetzung verkomplizierenden Prinzip der
Regel-Ausnahme-Methodik eine Ausnahme als Regel zu konzipieren.

Wir regen daher an, die im Eckpunktepapier vorgesehene Streichung jeglicher
Herstellungspflichten umzusetzen.

Alternativ ware folgende, im Vergleich zur vorgesehenen Regelung vereinfachende
Regelung zur Umkehr der Regel-Ausnahme-Systematik denkbar:

.Die Anlegung eines Spielplatzes ftr Kinder bis zu sechs Jahren auf dem Baugrundstick ist nur
erforderlich bei der Errichtung von Wohngebduden mit mehr als 12 WE, sofern nicht ein fir
Kleinkinder geeigneter, auch fir das Baugrundstiick bestimmter 6ffentlich-rechtlich gesicherter
Spielplatz oder ein éffentlicher Spielplatz in unmittelbarer Nahe geschaffen wird oder vorhanden
ist. Der Spielplatz ist zu unterhalten, in die Umgebungsbepflanzung einzubeziehen und sollte nach
Méglichkeit schwellenlos erreichbar sein.”
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§ 51 Abs. 3-E

»Fur jede Wohnung in Gebduden der Gebdudeklassen 3-5 ist ein ausreichend grofSer Abstellraum
herzustellen. In Gebéuden der Gebdudeklassen 3-5 mit mehr als zwei Wohnungen sind zusdtzlich
ausreichend grofSe, leicht erreichbare Abstellrdume insbesondere fiir Kinderwagen und
Mobilitétshilfen herzustellen; die Herstellung als Gemeinschaftsrdume ist zuldssig. ... Satz 1 und 2
gelten nicht fir Wohnungen, die durch Dachausbau, Aufstockung oder Umnutzung rechtmafig
bestehender Gebdude entstehen.”

Auch wenn die geplanten Erleichterungen bei der Herstellung von Abstellraumen zum einen
fur die Gebaudeklassen 1 und 2 und zum anderen in den benannten Fallen der
Nachverdichtung zu begruf3en sind, halt der VAW sudwest eine vollstandige Abschaffung der
Herstellungspflicht fur sinnvoll. Bereits die Baukostensenkungskommission hatte
vorgeschlagen, diese Anforderung ganzlich zu streichen und die Entscheidung dem
Bauherrn zu Uberlassen. Rechtlich ware dies méglich, da es sich nicht um eine unabweisbare
Anforderung zur Gefahrenabwehr handelt.

Wir regen daher an, samtliche Vorgaben fur die Herstellungspflicht von Abstellraumen
zu streichen.

Nur alternativ ware es denkbar, aus der gebundenen Vorschrift in Satz 1 und 2 eine
.Soll- oder Kann-Vorschrift” zu machen.

§52 Abs. 1a-E

,Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 diirfen in Gemeinden mit mehr als 100.000 Einwohnern
bei der Errichtung von Wohngebéuden mit bis zu 14 Wohnungen keine Stellpldtze und bei der
Errichtung von Wohngebéuden mit mehr als 14 Wohnungen nicht mehr als 0,5 Stellpldtze je
Wohnung gefordert werden.”

Mit der Neuregelung des 8 52 Abs. 1 a HBO-E wird von der im Eckpunktepapier beinhalteten
befristeten vollstandigen Streichung der Stellplatzpflicht ein Stiick weit zurtickgerudert. Hier
soll jetzt nur der ,erste”, nicht aber der notwendige ,zweite” Schritt gemacht werden.
Gesetzessystematisch wird hier zwar eine spurbare Erleichterung geschaffen, aber dennoch
eine Reglementierung beibehalten, was abzulehnen ist. Hier sollte die Landesbauordnung in
Niedersachsen als Vorbild dienen. Zudem fuhrt die Begrenzung der Erleichterungen auf
Stadte mit mehr als 100.000 Einwohnern dazu, dass nur funf Stadte in Hessen von den
Erleichterungen profitieren (Frankfurt, Wiesbaden, Kassel, Darmstadt, Offenbach). Dies ist
nicht weitgehend genug.
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Wir pladieren hier fiir eine vollstdndige Abschaffung aller regulatorischen Vorgaben
und fordern die vollsténdige (befristete) Streichung samtlicher Stellplatzvorgaben fiir
ganz Hessen.

Lediglich sekundar ware fiir den VdW sudwest eine Ausweitung der vorgesehenen
Erleichterungen durch eine Absenkung der Einwohnerzahl auf 50.000 als Grenzwert
denkbar.

§64 Abs. 1 a-E

JAbs. 1 Satz 1 gilt entsprechend auch fiir die Anderung und Nutzungsédnderung von
Dachgeschossen zu Wohnzwecken einschliefSlich der Errichtung von Dachgauben, die abweichend
von Abs. 1 Satz 1 Nr. T im Anwendungsbereich des & 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB liegen.”

Die ansich sehr zu begrifende Neuregelung zur Erweiterung der Genehmigungsfreistellung
far den unbeplanten Innenbereich umfasst anders als viele weitere geplante
Erleichterungsvorschriften nicht die Bereiche Dachgeschossausbau und Aufstockung. Fur
eine Ausweitung der Genehmigungsfreistellung hierauf modchten wir nachdrucklich
pladieren, soweit keine bauplanungsrechtlichen Hindernisse entgegenstehen, da hierdurch
einfacher neuer Wohnraum geschaffen werden konnte.

Der VdW siidwest regt eine Erginzung des 864 Abs.1a HBO-E um
.Dachgeschossausbau und Aufstockung” an.

8§70 Abs. 2

»Die Bauaufsichtsbehérde hat nach Eingang des Bauantrags binnen eines Monats zu priifen, ob
der Antrag und die Bauvorlagen vollsténdig sind. ... Werden die Mdngel innerhalb der Frist nicht
behoben, gilt der Antrag als zuriickgenommen.”

Der VAW sudwest halt diese Regelung fur problematisch. Ist zwischen der Behérde und dem
Bauherrn streitig, ob die Unterlagen tatsachlich vollstandig sind, liel3e sich nur durch ein
Gericht feststellen, ob die Fiktion der Rucknahme eingetreten ist.

Die Behorde kann auf diese Weise trotz fehlerhafter Einschatzung die Vorlagen von
eigentlich nicht erforderlichen Unterlagen erzwingen. Problematisch ist das bspw. bei
Brandschutznachweisen. In diesen Fallen wird oft auf die Stellungnahme der Feuerwehr
verwiesen, ohne dass die Behorde eigenstandig pruft. Werden die Unterlagen (auch zu
Unrecht) einfach nachgefordert, 1auft der Bauherr Gefahr, dass die Behdrde von einer
Racknahme ausgeht. Dann musste notfalls eine Untatigkeitsklage eingereicht werden.
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Wir schlagen vor, dass anstelle der gebundenen Vorschrift in Satz 3 eine , Kann-
Vorschrift” normiert wird. Diese sollte auch berucksichtigen, dass das Risiko einer
Fehleinschatzung der Behdrde von ihr zu tragen ist:

,Die Bauaufsichtsbehdérde kann eine angemessene Frist setzen, den Bauantrag zu ergénzen oder
sonstige erhebliche Mdngel zu beseitigen. Sofern der Bauherr die Unterlagen fiir vollstindig
erachtet, hat die Behorde die Nachforderung zu begriinden. Nach Ablauf der Frist kann die
Behérde den Bauherrn auffordern, den Antrag zur Vermeidung einer Zurtickweisung des Antrags
zuriickzunehmen.”

Ausblick

Da einzelne Teilbereiche der HBO, wie Barrierefreiheit, kommunales Satzungsrecht,
energetische Verknupfungen mit Bundesrecht, Schall- und Larmschutz sowie die dringend
erforderliche  Uberarbeitung bautechnischer Regelungen und der Technischen
Ausfuhrungsbestimmungen, bewusst aus dem Baupaket | ausgespart und in ein fur die
nachsten Monate angekundigtes Baupaket Il Ubertragen werden sollen, nehmen wir hierzu
in Erwartung einer konstruktiven Befassung mit diesen Themen auch keine Anmerkungen
vor.

Diesbezlglich begrufdt es der VAW sudwest ausdrucklich, dass zur Erarbeitung eines
weiteren Gesetzentwurfs in Umsetzung eines Baupakets Il die Arbeit der Kommission
Innovation im Bau in gleicher Weise wie bisher fortgesetzt wird.

Frankfurt am Main, 27. August 2025
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HOCHTAUNUSBAU
HOCHTAUNUSBAU « Postfach 15 42 = 61285 Bad Homburg v.d. Héhe Hochtaunus Baugenossenschaft eG
Konrad-Riedel-Haus
AN: Hessenring 92a

Mitglieder des Ausschusses fiir 61348 Bad Homburg v.d. Hohe

Wirtschaft, Energie, Verkehr und

. Telefon (06172) 12 18 0 (Zentrale)
Wohnen des Hessischen Landtags ( ) ( )

E-Mail info@hochtaunusbau.de
Internet  www.hochtaunusbau.de

27.08.25/ sg

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung zum Dritten Gesetz zur
Anderung der Hessischen Bauordnung (Drucks. 21/2380)

Sehr geehrte Damen und Herren,

gerne machen wir hiermit von der Mdéglichkeit Gebrauch, im Vorfeld der mindlichen
Anhdérung eine Stellungnahme einzureichen.

Als Mitgliedsunternehmen des Verbands der Sudwestdeutschen Wohnungswirtschaft
(VAW Sudwest) unterstitzen wir die Ihnen vorliegende Stellungnahme des VdW
Sudwest uneingeschrankt. Im Folgenden mdchten wir daher lediglich einzelne aus
unserer Sicht besonders bedeutsame Aspekte nochmals gesondert hervorheben und
in den Kontext eines kleineren, lokalen Wohnungsunternehmens einordnen.

Bei der Hochtaunus Baugenossenschaft eG handelt es sich um eine Genossenschaft,
welche rund 2.500 eigene Wohnungen im Hochtaunuskreis bewirtschaftet. Als sozial
orientierter Vermieter liegt unsere Durchschnittsmiete bei rund 7,99 €/gm (31.12.2024).
Unabhangig davon, ob es sich um Bestandswohnungen oder Neubauten handelt,
orientieren wir unsere Mietgestaltung an dem, was zur nachhaltigen Bewirtschaftung
erforderlich ist — und nicht an dem, was theoretisch am Markt erzielbar ware. Damit
Ubernehmen wir bewusst Verantwortung und tragen dazu bei, dass unser Wohnraum
fur viele Menschen erschwinglich bleibt.

Die Hochtaunus Baugenossenschaft eG ist Uber die letzten 15 Jahre hinweg
kontinuierlich — auf einem geringen, aber stetigen Niveau — im Bereich des Neubaus
und hierbei insbesondere im Bereich der Aufstockungen tatig gewesen. Zuletzt hat die
Genossenschaft im Jahr 2023 insgesamt 16 Wohneinheiten in einem Neubau auf
einem Erbbaugrundstiick der Stadt Bad Homburg fertiggestellt und — differenziert nach
Wohnungsausstattung — fur durchschnittlich 12,00 €/gm vermietet. Im abgelaufenen
Jahr 2024 hat die Genossenschaft insgesamt 5 Wohneinheiten, welche im Rahmen
einer Aufstockung zweier 50er-Jahre Bauten entstanden sind, fertiggestellt und fur
durchschnittlich 12,75 €/gm vermietet. Beide genannten Neubauprojekte konnten —
zumindest teilweise — noch vom gunstigen Zinsumfeld der Vorjahre profitieren. Nur
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dadurch konnte die (frei finanzierte) Miete auf dem genannten Niveau festgesetzt
werden. Dieses ist heute — trotz des im historischen Vergleich durchaus moderaten
Zinsniveaus — nicht mehr maoglich.

In einem aktuellen Aufstockungsprojekt in Bad Homburg, welches kurz vor der
Umsetzung stand, hatte die Genossenschaft beispielsweise eine Miete zwischen
16,50 €/gm und 18,50 €/gm erzielen missen. Obwohl die Genossenschaft auch
weiterhin seiner Aufgabe zur Schaffung neuen Wohnraums fir die (noch) nicht mit
Wohnraum versorgten heutigen und zukunftigen Genossenschaftsmitglieder
nachkommen méchte, haben die zustandigen Gremien angesichts der erforderlichen
Zielmieten von einer Realisierung dieses Projekts Abstand genommen. Insofern wird
die Genossenschaft, wie viele andere kleinere Marktakteure, in diesem und nachstem
Jahr keinen neuen Wohnraum schaffen (kénnen). Zudem befindet sich aktuell kein
Bauprojekt fiir die nachfolgenden Jahre 2027ff in der Vorbereitung.

Grund hierflr sind die signifikant gestiegenen Baukosten, welche zu einem erheblichen
Anteil durch regulatorische und hierbei insbesondere durch (bau-)technische Vorgaben
bedingt sind. In den 2010er-Jahren konnten die steigenden Baukosten durch das stetig
verbesserte Finanzierungsumfeld kompensiert werden, so dass weiterhin Neubau zu —
aus heutiger Sicht — erschwinglichen Preisen mdglich war. Da eine erneute
Kompensation der hohen Baukosten durch gunstige Finanzierungen derzeit nicht
absehbar ist, bedarf es aller notwendigen Anstrengungen, um die Baukosten zu
senken. Einen guten und gelungenen Ansatzpunkt hierfur stellt der Gesetzentwurf der
Landesregierung zum Dritten Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung dar.

Den groflten Einfluss auf die Baukosten und damit einhergehend auf die zukunftigen
Zielmieten, insbesondere von Aufstockungen von Bestandsgebauden, ergeben sich
unseres Erachtens aus den geringeren Anforderungen an

e die Herstellung von Aufzligen (§ 42),

e die Ertlchtigung des Bestandsgebaudes (§ 51),
e die Herstellung von Stellplatzen (§ 52),

e die Herstellung von Spielplatzen (§ 8) und

e die Herstellung von Abstellrdumen (§ 51).

Die vorgenannten Anforderungen sind nach dem voraussichtlichen Einfluss auf die
Baukosten geordnet. Wir gehen davon aus, dass die Zielmiete bei Aufstockungen
durch obere Regelungen um bis zu 1,50 €/gm verringert werden kann.

Hierbei stellen die Aufziige den mit Abstand grélten Kostenfaktor dar. Sofern die
Herstellung von Aufziigen bei Aufstockungsmalnahmen aufgrund der Héhe ohnehin
kein Thema gewesen ware, wie es bspw. in unserem oben genannten 50er-Jahre Bau
der Fall war, verringern sich die Einsparungen signifikant.



Der Effekt auf die Baukosten von Neubauten, also keine Aufstockungen /
Umnutzungen / etc., ist unseres Erachtens als gering bis sehr gering einzustufen.

Einen noch geringeren Einfluss auf die zukunftigen Baukosten haben unseres
Erachtens die restlichen Anderungsvorschlage. Dennoch erachten wir diese nicht als
weniger wichtig, da diese nichtsdestotrotz eine Verbesserung / Erleichterung in
Aussicht stellen.

Als Zwischenergebnis mochten wir daher an dieser Stelle festhalten, dass der Fokus
auf den oben genannten flunf Paragraphen § 42, § 51, § 52, § 8 und § 51 liegen sollte.
Vor dem Hintergrund der Bedeutung dieser Regelungen schlielen wir uns der
Stellungnahme des VdW Sidwest im Detail an:

Herstellung von Aufziigen (§ 42):

Keine Anmerkungen

Ertlichtigung des Bestandsgebaudes (§ 51):

Winschenswert ware die Aufnahme von § 31 (Aulenwande) in Abs. 5
Buchst. a), um den Bestandsschutz bei Aufstockungen weiter zu
vereinfachen.

Herstellung von Stellplatzen (§ 52):

Winschenswert ware eine komplette Streichung der Herstellungspflicht,
insbesondere um zumindest einen geringen Effekt auf die Baukosten von
Neubauten zu erzielen.

Alternativ ware eine Ausweitung der befristeten Ausnahmeregelung auf
weitere  Kommunen  winschenswert. Hierbei kénnte sich die
Landesregierung auf die  ohnehin  definierten  ,angespannten
Wohnungsmarkte® (§ 556d Abs. 2 BGB) beziehen.

Wiinschenswert ware zudem, sofern rechtlich umsetzbar, eine Ausweitung
der Geltung auf geltende Bebauungsplane.

Herstellung von Spielplatzen (§ 8):

Wiinschenswert ware eine komplette Streichung der Herstellungspflicht,
insbesondere um zumindest einen geringen Effekt auf die Baukosten von
Neubauten zu erzielen.

Herstellung von Abstellrdumen (§ 51):

Wiinschenswert ware eine komplette Streichung der Herstellungspflicht,
insbesondere um zumindest einen geringen Effekt auf die Baukosten von
Neubauten zu erzielen.



Obwohl die weiteren Regelungen — wie oben erlautert — einen eher geringen direkten
bzw. quantifizierbaren Einfluss auf die Baukosten ausiben, mdchten wir auf folgende
Regelung ebenfalls im Detail eingehen:

e Genehmigungsfreistellung (§ 64):

Winschenswert ware die Ausweitung der Genehmigungsfreistellung auf
Aufstockungen und Dachgeschossausbauten, bei eventuellen Vorbehalten
diesbezlglich u.U. ebenfalls zunachst zeitlich befristet.

Zusammenfassend halten wir fest, dass wir den Gesetzentwurf der Landesregierung
zum Dritten Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung unterstiitzen und als
sinnvoll erachten. Lediglich an wenigen Stellen ist unseres Erachtens eine
Nachscharfung notwendig, um die Wirksamkeit bzw. die Steuerungswirkung zu
erhdhen.

Mit freundlichen GrifRen

Hochtaunus Baugenossenschaft eG

gez. Dr. Sven Groth

Vorstand



S4F A4F Kurzstellungnahme zum Gesetzenwurf
Drittes Gesetz zur Anderung der Hessischen Bauordnung
In der Fassung vom 16. Juni 2025

Allgemein

Wie im Gesetzentwurf unter ,A. Problem* ausdrticklich dargestellt wird, ist auch allgemein zu er-
kennen, dass die vorgesehenen Anderungen einer beschleunigten Herstellung und erweiterten
Ermdglichung von insbesondere kostengunstigem Wohnraum dienen sollen - sowie zudem an-
gestrebt wird, eine Entblrokratisierung und Digitalisierung voranzubringen.

Mit Blick auf die dringenden Erfordernisse', das Bauwesen kurzfristig hin zu einem nachhaltige-
ren, mehr ressourcenschonenden sowie klimavertraglicheren Sektor zu transformieren und
gleichzeitig die Resilienz unserer gebauten Umwelt gegentiber den Folgen des Klimawandels zu
erhohen, sind jedoch schon keine allgemeinen Zielstellungen formuliert - und auch keine Rege-
lungen im Einzelnen beabsichtigt. Hier sind offenkundig weitergehende Regelungen notwendig.

Grundsatzliche Vorbemerkung zur energetischen Situation in Hessen

Die Scientists for future begriiRen Schritte zur Genehmigungsfreiheit von gebaudeunabhangi-
gen Solaranlagen und schlagen vor, weitere Vereinfachungen zu prifen. Belange des Denkmal-
schutzes, des Naturschutzes, der 6ffentlichen Sicherheit und des Brandschutzes sollten mit ei-
nem minimalen Mal} an Birokratie geprift werden. Bestehende Hemmnisse sind gemaf’ den
jeweiligen technischen, wissenschaftlich begrindbaren Neuerungen anzupassen. Ebenso sind
Restriktionen bei Freiflachenanlagen auf Sinnhaftigkeit zu Uberprifen.

Private Neubauten und Bauten, bei denen eine Dachsanierung durchgeflihrt werden soll, sollten
der Solarpflicht unterliegen wie dies bereits in NRW ab dem 01.01.26 beschlossen wurde. Dies
wirde helfen, insbesondere hessische Grof3stadte von den hintersten Platzen der installierten
Leistung pro Einwohner nach vorne zu bringen (Informationsquelle: Bundesnetzagentur)

Fiar den Ausbau der Windenergie sollten weitere Verfahrenserleichterungen bei der Genehmi-
gung von Windenergieanlagen in Gang gesetzt werden. Restriktionen sollten zyklisch Uberpruift
werden und an neueste wissenschaftliche Erkenntnisse angepasst werden. Fur die Nutzung der
Agri-Photovoltaik sollen Verfahrenserleichterungen ins Auge gefasst werden, um eine Doppel-
nutzung von Agrarflache und Energiegewinnungsflache zu realisieren, um die knappe verfug-
bare Flache besser zu nutzen. Der ,Anbau” von Biokraftstoffen wie Biodiesel, Bioethanol oder
Biomethan sollte quantitativ reduziert werden. Biogasanlagen sind hiervon nicht betroffen, da sie
ohnehin vorhandenes Bio-Material nutzen und zur Grundlastfahigkeit beztiglich der Stromversor-
gung sinnvoll beitragen. Eine Doppelnutzung wirde es auch erméglichen, die vorgesehene Fla-
che zur Energienutzung von derzeit 2% der Landesflache (fir Wind) bzw. 1% (fur Solar) auszu-
weiten. Im Vergleich zur aktuellen Beanspruchung von 5% der Flache zur Gewinnung von Bio-
Treibstoffen ist diese Malnahme verhaltnismanig.

Zu den aktuell beabsichtigten Regelungen im Einzelnen:
§ 8 Grundstiicksfreiflachen, Kinderspielplidtze

Bisher musste ein Gebaude mit mehr als drei Wohnungen einen Spielplatz fir Kleinkinder auf-
weisen. Zukunftig soll diese Forderung erst in Gebauden mit mehr als zwolf Wohnungen gelten.

1 Vgl. Hessisches Klimagesetz / Klimaplan Hessen / Pariser Klimaschutziibereinkommen
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Wenn -wie eingangs umrissen- schon kein tiefgehender Wandel hin zu einer ,enkeltauglichen®
Bauweise beschlossen werden soll, ist umso verwunderlicher, warum Kleinkindern im Vier- bis
Zwodlffamilienhaus zukilinftig zudem auch noch Spielflachen vorenthalten werden sollen. Nicht
nur die Signalwirkung, auch und gerade negative soziale Folgen scheinen relevanter als die
marginalen finanziellen Einsparungen zu sein — ein attraktives Umfeld fir Familien mit Kleinkin-
dern erscheint zudem angesichts der demographischen Entwicklung langfristig erstrebenswert.
Es ware zu klaren, ob Gberhaupt ein Mehrfamilienhaus-Vorhaben bekannt ist, dass wegen des
Aufwands einer Spielflache nicht gebaut worden ware.

Wir empfehlen, die bestehende Regelung beizubehalten und von der beabsichtigten Benachteili-
gung von Familien und Kleinkindern abzusehen.

§ 42 Aufziige

Die Erleichterung fir Vorhaben, die ,nachtragliche Ausbau und die Nutzungsanderung des
obersten Geschosses oder eine Aufstockung um bis zu zwei Geschosse® betreffen, wird als po-
sitiv fir den Erhalt und die Weiternutzung von Bestandsbauten eingeschatzt.

Im Sinne einer Reduktion von Ressourcen- und Energieaufwendungen (,Graue Energie®) ist
diese Regelung daher zu begrtifen.

§ 50 Aufenthaltsraume

Die Erleichterung ,fur rechtmafig bestehende Gebaude, die zu Wohnzwecken aufgestockt, um-,
ausgebaut oder in ihrer Nutzung geandert werden® wird positiv fur den Erhalt und die Weiternut-
zung von Bestandsbauten eingeschatzt und daher grundsatzlich begrif3t.

Mit dem Ziel einer Schaffung von auch zukinftig flexibel nutzbaren sowie das Wohlbefinden und
die Gesundheit fordernden Wohnumgebung ware gleichwohl wiinschenswert, wenn bei vollstan-
dig neu hergestellten Geschossen die aktuell geforderte Mindesthéhe sichergestellt wirde und
die Erleichterung nur fir Vorhaben gilt, bei denen eine gréRere Raumhdhe aufgrund von techni-
schen, Bauplanungs- oder Bauordnungsrechtlichen Grinden nicht moglich ist.

§ 51 Wohnungen

Abs. 3 und 4

Die Erleichterungen zu Abs. 3 flr ,Dachausbau, Aufstockung oder Umnutzung rechtméflig be-
stehender Geb&ude* sowie vor allem die Neuerung zu Abs. 4, wonach die genannten Forderun-
gen nicht gelten, sofern ,Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsrdumen in rechtméaflig bestehenden
Gebéuden in Wohnraum umgenutzt‘ werden, ist als auferordentlich positiv hervorzuheben.

Hier gelten bislang im Grunde automatisch weitreichende ,Neubau-Anforderungen® an verschie-
dene auch bestehende Bauteile, auch wenn legal errichtete Gebaude lediglich umgenutzt wer-
den. Die beabsichtigte Anderung erlaubt, kostengiinstigen Wohnraum durch Umnutzung herzu-
stellen, wie sie gleichzeitig férdert, Bestandsgebaude zu erhalten und damit Ressourcen- und
Energieaufwendungen fir Abbruch und Neuerrichtung zu reduzieren (,Graue Energie®).

Zielfihrend ware, diese Regelung zu erweitern — so dass sie auch fur Veranderungen von Woh-

nungszuschnitten gilt (wenn beispielsweise eine grolte Wohneinheit in zwei oder mehr kleinere
zoniert wird).
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Dringend notwendig ware allerdings, auch entsprechende Regelungen fir den Erhalt von beste-
henden Nicht-Wohngebauden zu beschlielen, da dort ebenfalls haufig weitreichende Anforde-
rungen aus Umbauten und Umnutzungen genehmigungskonform errichteter Bauwerke folgen,
die sowohl hohe Aufwendungen und Kosten erzeugen wie sie haufig dazu fiihren, dass ein Ab-
riss und Ersatzneubau zu vermeidbaren Emissionen und Ressourcenaufwendungen fiihrt.

Abs. 5

Gleichsam sind die Neuregelungen in Abs. 5 a) und b) wesentliche Erleichterungen fiir die Auf-
stockung ,rechtméflig bestehende Gebéude zur Schaffung von Wohnraum", die analog zu vor-
genannter Einschatzung eine gute Grundlage darstellen, kostengiinstiger Wohnraum zu schaf-
fen und bestehende Bausubstanz weiter zu nutzen.

Die klarstellende Erganzung in Satz 2, wonach dies auch fiir den ,Ausbau eines Geschosses zur
Schaffung von Wohnraum, einschlief3lich der Errichtung von Dachgauben und Zwerchgiebeln*
gilt, ist hiernach nur folgerichtig und erméglicht entsprechende MalRnahmen, wo sie bislang auf-
grund der bisherigen umfangreichen Anforderungen nicht umgesetzt werden konnten.

Hervorhebenswert und zu begriiRen ist, dass diese Anderungen den Forderungen entsprechen,
die Architects for Future seit 2021 in den ,Vorschlagen fur eine Muster(um)bauordnung“ gefor-
dert hat und die in den ,Vorschlag zur Anderung der Musterbauordnung (MBO)* 2023 gemein-
sam mit der Bundesarchitektenkammer der Bundesbauminsterin und der Bauminsterkonferenz
Ubergeben worden waren.

§ 52 Garagen, Stellplatze fiir Kraftfahrzeuge, Abstellplatze fiir Fahrrader

Die beabsichtigten Regelungen sind zu begrifien, da die hierdurch erwirkte Verringerung der
nachzuweisenden Kfz-Stellplatze einerseits die Aufwendungen zum Herstellen von Bauwerken
und Abstellplatzen fur Kraftfahrzeuge bei den einzelnen Bauvorhaben reduziert und dazu beitra-
gen kann, das Ausmal} und Umfang versiegelter Grundstlicksflachen im Neubau zu verkleinern.

Uberdies kdénnen die angepassten Stellplatzregelungen dazu beitragen, dass neben einem Bei-
trag zur ,Bauwende” auch einer zur ,Verkehrswende® geleistet wird. Zusammen mit einer Star-
kung des OPNV und der Infrastruktur fiir zu FuR gehende und fahrradnutzende Menschen kann
zu einer Verringerung der Aufwendungen fur Infrastruktur des PKW-Verkehrs flhren, wodurch
wiederum eine geringere Bodenversiegelung und reduzierte Ressourcen- und Energieaufwen-
dungen zum Herstellen ebendieser bendtigt werden. Damit diese Effekte jedoch wirksam wer-
den, sind neben der Anpassung der HBO naturgemaR auch weitreichende Anderungen anderer
Rahmenbedingungen erforderlich.

§ 56 Bauherrschaft

Durch die Streichung des Wortes ,schriftlich® soll die Digitalisierung gefordert werden, was
grundsétzlich zu begrifien ist.

Die Digitalisierung der Baubranche bedarf allerdings zudem der ziigigen Einfihrung von Mate-
rial- und Bauteilkartierungen, um zuklnftigen Wieder- und Weitergebrauch (Re-use / Re-cycling)
zu ermdglichen und zu erleichtern. Insofern sehen wir fir eine Digitalisierung, die auch einen
Beitrag zum zirkularen Bauen leistet, auch eine Regelung zur Forderung eines Digitalen Res-
sourcenpasses der Gebaude notwendig.
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§ 63a Abbruch, Beseitigung

Das Bestreben der Genehmigungsfreistellung von Gebaudeabrissen sieht A4F als grundlegend
falsch an. Tatsachlich waren schon jetzt qualifizierte Abbruchgenehmigungen erforderlich — statt
der in Hessen kaum mehr als abfallwirtschaftlich betrachteten Antrage heute, die -mit Ausnahme
von Baudenkmalern- nahezu ausnahmslos genehmigt werden. Die aufgewandte Herstellener-
gie, deren Grolfiteil im Rahmen des Rohbaus anfallt (,Graue Energie®), macht bei Neubauten in
etwa die Halfte des Energieaufwandes und der klimaschadlichen Emissionen aus. Es ware da-
her angesichts der Klimakrise angemessen, jedem geplanten Abbruch eines Bestandsgebaudes
zunachst die qualifizierte Prifung voranzustellen und abzuverlangen, ob nicht dessen Erhalt
durch Sanierung, Umbau, Erweiterung und/oder Umnutzung moglich ware. Dariber hinaus ware
ein Abrissmoratorium erforderlich, um Gebaudeabrissen bis zu der entsprechenden gesetzlichen
Regelung entgegenzuwirken.

Wir wissen, dass nach Verbesserung der Effizienz, also Reduzierung der Nutzungsenergie, ge-
rade die Herstellenergie von Gebauden eine die malgebliche GroRe ist, mit der eine Reduktion
klimaschadlichen Wirkens erreicht werden kann. Es ist daher sehr wichtig, zuerst jeden Be-
standserhalt gegentiber einem Neubau zu bevorzugen und sorgféltig abzuwagen (vgl. ,Abriss-
moratorium, Initiative ,HouseEurope!“, ,Fix It Ausstellung etc.)

Die beabsichtigte Erleichterung und Entblrokratisierung zielt auf schneller/mehr Wohnbau und
Beforderung der Baukonjunktur — sind denn tberhaupt Vorhaben bekannt, das wegen einer Ab-
bruchgenehmigung mafgeblich teurer, langsamer oder gar verhindert wurden? Das Abfallwirt-
schaftsgesetz, Larmschutzvorschriften und die Pflicht zur Verkehrssicherung gelten unabhangig
von einer -etwaig nicht erforderlichen- Abrissgenehmigung.

Zudem ist zu berticksichtigen, dass Hessen sich zur Klimaneutralitat bis 2045 verpflichtet hat.
Die entsprechende Bilanz eines Neubaus, der in den wenigen Jahren der Herstellung bereits
mehr als 50% der Emissionen und Ressourcenverbrauche verursacht, wiirde jedoch erst in den
Jahrzehnten des Gebaudebetriebes durch geringere Nutzungsenergieverbrauch der Neubauten
kompensiert. Gegenliber einem sanierten Bestandsbau werden also erheblich mehr Emissionen
in entscheidenden und unmittelbar bevorstehenden Jahren erzeugt.

Wir raten deutlich davon ab, eine entsprechende Genehmigungsfreistellung gesetzlich zu veran-
kern.

§ 64a Erweiterte Genehmigungsfreistellung fiir die Errichtung von Wohnge-
baduden

Die als Variante des ,Bauturbo® vorgesehene Regelung soll ,Errichtung von Wohngebé&uden im
unbeplanten Innenbereich® ganzlich genehmigungsfrei stellen, sofern nicht ,die Bauaufsichtsbe-
hérde innerhalb eines Monats nach Eingang der erforderlichen Bauvorlagen die Durchfiihrung
eines Baugenehmigungsverfahrens® fordert.

Zu vergleichbaren Vorhaben auf Bundesebene haben A4F bereits eine Stellungnahme? vorge-
legt und diese scharf kritisiert. Die Kritikpunkte im Uberblick:

2 https://www.architects4future.de/portfolio/publikationen/bauturbo-im-bundestag
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o Abriss statt Umbau: Die vorgesehenen Regelungen fordern Abriss und Neubau, obwohl
der Erhalt und die Transformation des Bestands klimapolitisch dringend notwendig wa-
ren.

o Bodenspekulation und Verdrangung: Der ,Bauturbo® heizt die Bodenpreise an und be-
gunstigt renditeorientierte Projekte statt bezahlbarem Wohnraum.

e Aushohlung der Beteiligung: Kommunale Steuerung und 6ffentliche Mitsprache wer-
den durch verkirzte Verfahren und Einzelfallentscheidungen massiv eingeschrankt.

+ Klimaziele gefahrdet: Graue Energie und Ressourcen werden nicht berlicksichtigt,
nachhaltige Stadtentwicklung gerat ins Hintertreffen.

¢ Fehlende Steuerungsinstrumente fiir Kommunen: Stadte und Gemeinden brauchen
Werkzeuge, um aktiv Stadtentwicklung betreiben zu kénnen, statt nur auf Antrage von
Investoren zu reagieren.

Die vorgesehene Regelung fihrt zudem zu rechtlicher Unsicherheit, da sie eben keine Geneh-
migung sicherstellt, sondern in Folge der Genehmigungsfreistellung eher eine temporare Dul-
dung erfolgt. In der Praxis sind Unklarheiten und missbrauchlicher Einsatz absehbar — z.B. bei
Forderungen oder Nachforderungen nach Ablauf eines Monats, da die ,erforderlichen Vorlagen*
auch spater als unvollstandig betrachtet werden, wovon in der Praxis bereits heute haufig be-
richtet wird. Es ist kaum sicherzustellen, dass die Vorlage eines Vorhabens mit Genehmigungs-
freistellung von Personen mit Bauvorlagenberechtigung vorgenommen wird, wenn eben keine
Prufung erfolgt - auch bei bauherrenseitig fehlerhafter Einordnung von Vorhaben in den Innen-
bereich (§ 34 BauGB), wenn diese tatsachlich im Aul3enbereich (§35 BauGB) liegen, besteht ein
Risiko ,geschaffener Fakten“ und versiegelter Flachen.

Wir schatzen die vorgesehene Regelung als stark kontraproduktiv fiir die Klimaschutzziele ein
und vermuten, dass im Ergebnis grof3e rechtliche Unsicherheiten entstehen werden. Der Priif-
aufwand der Bauaufsicht wird so voraussichtlich auf nachgelagerte Gerichtsverfahren umverlegt
— mit entsprechendem Risiko fir die am Bau Beteiligten.

§ 68 Bautechnische Nachweise, Typenpriifung

Abs.1/Abs 5

Statt -wie bisher- Nachweise fiir ,Schall- und Warmeschutz“ sollen mit dem Bauantrag zukiinftig
lediglich Nachweise fiir ,Schallschutz“ von Nachweisberechtigten erstellt und vorgelegt werden.
Ein Nachweis fiir Warmeschutz ware damit nicht mehr vorzulegen.

Seit Einflhrung der Warmeschutzverordnung 1995 muss der Heizenergiebedarf von Gebauden
nachgewiesen werden — die Anforderungen wurden regelmafig verscharft, was zu einer erhebli-
chen Effizienzsteigerung bezlglich des Energieverbrauchs von Gebduden gefiihrt hat. Diese re-
gulativ geforderte Effizienzsteigerung hat mafigeblichen Anteil daran, auf die nationale Einhal-
tung der Klimaschutzziele hinzuwirken.

Das Gebaudeenergiegesetz fordert unabhangig von der HBO das Erstellen einer entsprechen-
den Berechnung; der Aufwand des Erstellens bleibt also bestehen. Unklar ist, wer diese einfor-
dert oder gar sieht, wenn eine Vorlage zu Baubeginn nicht zwingend ist: Die genannten Nach-
weise sind aktuell vor Bauausfiihrung der Bauaufsicht vorzulegen, zur Fertigstellung des jeweili-
gen Gebaudes muss zudem eine Nachweisberechtigte Person die Ubereinstimmung der Bau-
ausfiihrung mit dem Nachweis bestatigen. Somit ist die Verantwortung klar benannt, eine Kon-
trolle und Ahndung ist maglich.
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Durch Abschaffung der Pflicht zur Vorlage der Nachweise fir Warmeschutz und den folgenden
Entfall der bestatigten Ubereinstimmung des Gebaudes hiermit fehlt nicht nur der Bauaufsicht
die Mdglichkeit der Kontrolle und Ahndung — sondern auch Immobilienkaufern die Sicherheit,
dass das jeweilige Gebaude den gesetzlichen Regelungen entspricht.

Wir empfehlen, von dieser Streichung Abstand zu nehmen.

§ 73 Abweichungen

Abweichungen ,sollen® zuklnftig ausdrlcklich zugelassen werden. Diese Erleichterung wird be-
gruit, da sie grolere Handlungsmadglichkeiten im Umgang mit Bestandsgebauden — und damit
den Erhalt von bestehenden Gebauden fordert (siehe oben ,Graue Energie®).
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